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1. In einem Moment, in dem die Europäische Union ihre einheitliche Währung einführt, ihre
Erweiterung Gewissheit wird und sie in eine maßgebliche Debatte über ihre Zukunft eintritt,
hat der Europäische Rat am 14. und 15. Dezember 2001 in Laeken neue Impulse zur Verstär-
kung der Integrationsdynamik gegeben.

2. Den Beratungen des Europäischen Rates ging ein Gedankenaustausch mit der Präsidentin des
Europäischen Parlaments, Frau Nicole Fontaine, über die wichtigsten Tagesordnungspunkte
voraus.

I. DIE ZUKUNFT DER UNION

Erklärung von Laeken
3. Der Europäische Rat hat entsprechend seinen Schlussfolgerungen von Nizza die in Anlage I

enthaltene Erklärung angenommen. Diese Erklärung und die Perspektiven, die sie eröffnet,
stellen für den europäischen Bürger eine entscheidende Etappe auf dem Weg zu einer Union
dar, die einfacher gestaltet, in der Verfolgung ihrer wesentlichen Ziele schlagkräftiger und in
der Welt stärker präsent ist. Zur Gewährleistung einer möglichst breit und transparent ange-
legten Vorbereitung der nächsten Regierungskonferenz hat der Europäische Rat die Einbe-
rufung eines Konvents unter dem Vorsitz von V. Giscard d'Estaing beschlossen; stellver-
tretende Vorsitzende sind G. Amato und J.L. Dehaene. An diesem Konvent werden alle bei-
trittswilligen Länder teilnehmen. Parallel zur Arbeit des Konvents wird es ein Forum geben,
in dessen Rahmen die bereits eingeleitete öffentliche Diskussion über die Zukunft der Union
strukturiert und erweitert werden kann.

4. Parallel zur Arbeit des Konvents kann eine Reihe von Maßnahmen bereits ohne Änderung der
Verträge getroffen werden. In diesem Zusammenhang begrüßt der Europäische Rat das
Weißbuch der Kommission über "Europäisches Regieren" sowie die Absicht des General-
sekretärs des Rates, vor der Tagung des Europäischen Rates in Barcelona Vorschläge zur
Anpassung der Strukturen und der Arbeitsweise des Rates im Hinblick auf die Erweiterung
vorzulegen. Der Europäische Rat wird daraus auf seiner Tagung in Sevilla die entsprechenden
praktischen Schlussfolgerungen ziehen. Schließlich begrüßt der Europäische Rat den
Abschlussbericht der Hochrangigen Beratergruppe (Mandelkern-Gruppe) über die Qualität
der Rechtsvorschriften sowie die Mitteilung der Kommission über die Vereinfachung des
Regelungsumfelds, die im ersten Halbjahr 2002 in einen konkreten Aktionsplan einmünden
soll.



Schlussfolgerungen des Vorsitzes - Laeken, 14. und 15. Dezember 2001

SN 300/1/01 REV 1 10
  DE

Nachhaltige Entwicklung und Lebensqualität
34. Der Europäische Rat hat mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, dass der Rat mit Blick

auf den Synthesebericht der Kommission ergänzend zu den wirtschaftlichen und sozialen
Strukturindikatoren auch die umweltspezifischen Leitindikatoren angenommen hat. Der
Europäische Rat wird auf seiner Frühjahrstagung in Barcelona auf dieser Grundlage zum
ersten Mal die Umsetzung der Strategie für nachhaltige Entwicklung bewerten.

35. Der Europäische Rat begrüßt die Ergebnisse der Konferenz in Marrakesch über Klimaände-
rungen. Die Union ist entschlossen, ihren Verpflichtungen aus dem Protokoll von Kyoto
nachzukommen, und bekräftigt ihre Entschlossenheit, darauf hinzuwirken, dass dieses Proto-
koll vor dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg in Kraft tritt, bei dem
die Europäische Union eine Teilnahme auf höchster politischer Ebene beabsichtigt.

36. Die Europäische Union hat sich bemüht, den Erwartungen der Bürger in Bezug auf Gesund-
heit, Verbraucherschutz, Sicherheit und Lebensqualität Rechnung zu tragen. Insbesondere
begrüßt der Europäische Rat die Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittel-
sicherheit, der Europäischen Agentur für Flugsicherheit und der Europäischen Agentur für die
Sicherheit im Seeverkehr. Die Kommission wird so bald wie möglich einen Vorschlag zur
Errichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit im Schienenverkehr vorlegen. Der
Europäische Rat nimmt zur Kenntnis, dass mehrere Rechtsakte für einen erhöhten Verbrau-
cherschutz in den Bereichen Produktsicherheit, Verschuldung, Normen für Blutprodukte und
umsichtige Verwendung antimikrobieller Mittel in der Humanmedizin angenommen wurden.

IV. VERSTÄRKUNG DES RAUMS DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT UND DES
RECHTS

37. Der Europäische Rat bekräftigt sein Engagement in Bezug auf die politischen Orientierungen
und die Ziele, die in Tampere festgelegt wurden, und er stellt fest, dass zwar gewisse Fort-
schritte erzielt wurden, es jedoch neuer Impulse und Leitlinien bedarf, um die in bestimmten
Bereichen eingetretenen Verzögerungen aufzuholen. Die Arbeiten können dadurch beschleu-
nigt werden, dass der Rat "Justiz und Inneres" häufiger zusammentritt. Außerdem ist es
wichtig, dass einerseits die Beschlüsse der Union rasch in innerstaatliches Recht umgesetzt
werden und dass andererseits die seit Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht geschlossenen
Übereinkommen unverzüglich ratifiziert werden.
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Eine echte gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik
38. Obwohl einiges erreicht worden ist - wie z.B. die Errichtung des Europäischen Flüchtlings-

fonds sowie die Verabschiedung der Eurodac-Verordnung und der Richtlinie über den
vorübergehenden Schutz -, so ist man doch weniger rasch und in geringerem Umfang als vor-
gesehen vorangekommen. Daher muss ein neues Konzept entwickelt werden.

39. Der Europäische Rat verpflichtet sich, auf der Grundlage der Schlussfolgerungen von
Tampere innerhalb kürzester Zeit eine gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik zu
beschließen, die das notwendige Gleichgewicht zwischen dem Schutz der Flüchtlinge gemäß
den Prinzipien der Genfer Konvention von 1951, dem legitimen Wunsch nach einem besseren
Leben und der Aufnahmekapazität der Union und ihrer Mitgliedstaaten wahrt.

40. Eine echte gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik setzt Folgendes voraus:
− Einbeziehung der Politik zur Steuerung der Wanderungsbewegungen in die Außen-

politik der Europäischen Union. Insbesondere müssen mit den betreffenden Ländern

europäische Rückübernahmeabkommen auf der Grundlage einer neuen Prioritätenliste

und eines klaren Aktionsplans geschlossen werden. Der Europäische Rat ersucht um die

Aufstellung eines Aktionplans, der sich auf die Mitteilung der Kommission über die

illegale Einwanderung und den Menschenhandel stützt.

− Aufbau eines Europäischen Systems zum Austausch von Informationen über Asyl,

Migration und Herkunftsländer; Umsetzung der Eurodac-Verordnung sowie einer Ver-

ordnung zur effizienteren Anwendung des Dubliner Übereinkommens mit raschen und

gut funktionierenden Verfahren.

− Aufstellung gemeinsamer Normen für die Verfahren in den Bereichen Asyl, Aufnahme

und Familienzusammenführung, einschließlich beschleunigter Verfahren für die Fälle,

in denen dies gerechtfertigt ist. Diese Normen müssen dem Umstand Rechnung tragen,

dass den Asylbewerbern Hilfe angeboten werden muss.

− Aufstellung von speziellen Programmen zur Bekämpfung von Diskriminierung und

Rassismus.

41. Der Europäische Rat ersucht die Kommission, bis spätestens 30. April 2002 geänderte Vor-
schläge zu den Asylverfahren, der Familienzusammenführung und der Verordnung
"Dublin II" vorzulegen. Er ersucht ferner den Rat, seine Arbeiten zu den übrigen Entwürfen -
Aufnahmenormen, Definition des Begriffs "Flüchtling" und Formen des subsidiären
Schutzes - zu beschleunigen.
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Effizientere Kontrolle der Außengrenzen
42. Effizientere Kontrollen an den Außengrenzen der Union werden zur Bekämpfung von Terro-

rismus, Schleuserkriminalität und Menschenhandel beitragen. Der Europäische Rat ersucht

den Rat und die Kommission, die Mechanismen für eine Zusammenarbeit zwischen den für

die Kontrolle der Außengrenzen zuständigen Dienststellen festzulegen und die Vorausset-

zungen für die mögliche Schaffung eines Mechanismus oder gemeinsamer Dienststellen für

die Kontrolle der Außengrenzen zu prüfen. Er ersucht den Rat und die Mitgliedstaaten, Maß-

nahmen zur Einführung eines gemeinsamen Systems für die Visa-Identifizierung zu treffen

und eine etwaige Einrichtung gemeinsamer konsularischer Stellen zu prüfen.

Eurojust sowie justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit in Strafsachen
43. Der Beschluss über die Errichtung von Eurojust und die Schaffung der für die polizeiliche

Zusammenarbeit erforderlichen Instrumente - Europol mit nunmehr umfassenderen Befug-
nissen, die Europäische Polizeiakademie und die Task Force der Polizeichefs - stellen einen
wesentlichen Fortschritt dar. Der Rat wird gebeten, das Grünbuch der Kommission betreffend
den Europäischen Staatsanwalt unter Berücksichtigung der Verschiedenheit der Rechts-
systeme und -traditionen zügig zu prüfen. Der Europäische Rat ruft dazu auf, zur Stärkung
des Vertrauens zwischen den an der justiziellen Zusammenarbeit Beteiligten bald ein euro-
päisches Netz für die Förderung der Ausbildung von Richtern und Staatsanwälten zu schaffen.

Bekämpfung des Drogenhandels
44. Der Europäische Rat weist darauf hin, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogen-

handels zu verstärken sind und dass der diesbezügliche Vorschlag der Kommission unbedingt
vor Ende Mai 2002 zu verabschieden ist. Er behält sich vor, ausgehend von dem Zwischen-
bericht der Kommission über die Durchführung des Aktionsplans der EU zur Drogenbe-
kämpfung weitere Initiativen zu ergreifen.
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Harmonisierung der Rechtsvorschriften, gegenseitige Anerkennung von gerichtlichen
Entscheidungen und Europäischer Haftbefehl
45. Der Rahmenbeschluss zur Bekämpfung des Menschenhandels, der Europäische Haftbefehl

sowie die gemeinsame Definition der terroristischen Straftatbestände und der Mindeststrafen
stellen einen wichtigen Fortschritt dar. Die Anstrengungen zur Überwindung der durch die
unterschiedlichen Rechtsordnungen bedingten Schwierigkeiten sind fortzusetzen, insbeson-
dere durch Förderung der Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen im zivil- und im straf-
rechtlichen Bereich. So wurden im Bereich der Harmonisierung des Familienrechts mit der
Aufhebung der Zwischenverfahren für die Anerkennung bestimmter Urteile und insbesondere
das grenzüberschreitende Umgangsrecht entscheidende Fortschritte gemacht.

V. AUSSENBEZIEHUNGEN

Naher Osten
46. Der Europäische Rat hat die in Anlage III enthaltene Erklärung angenommen.

Westlicher Balkan
47. Die Europäische Union hat keine Mühe gescheut, um die Länder dieser Region darin zu

bestärken, dass sie ihre Bemühungen im Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungspro-
zesses fortsetzen, und um ihnen dabei zu helfen. Die Beitrittsperspektive und die Unterstüt-
zung der Union sind Schlüsselelemente, die diesen Prozess unter Wahrung der Menschen-
rechte, der demokratischen Grundsätze und der international anerkannten Grenzen fördern
können. Der Europäische Rat begrüßt die Ernennung von Dr. Erhard Busek zum Sonderkoor-
dinator des Stabilitätspakts und dankt dessen Vorgänger Bodo Hombach für seinen wesent-
lichen Beitrag zur Stabilität in der Region.

48. Die Union wird weiterhin ihren Beitrag zum Wiederaufbau und zur Stabilität der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien leisten, wobei sie insbesondere mit Nachdruck für die
vollständige Umsetzung des Abkommens von Ohrid eintritt. Der Europäische Rat begrüßt die
Wahlen vom 17. November im Kosovo, mit denen der Prozess der vorläufigen Selbstverwal-
tung zum Nutzen aller Volksgruppen und im Interesse der Stabilität im Einklang mit der
Resolution Nr. 1244 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingeleitet wurde. Er beauf-
tragt den Hohen Vertreter für die GASP, den Dialog zwischen Belgrad und Podgorica zu för-
dern, damit eine Verhandlungslösung für den Status eines demokratischen Montenegros in
einer demokratischen Bundesrepublik Jugoslawien gefunden werden kann.
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29. Die Maßnahmen der Union in diesem Bereich müssen auf folgenden Grundsätzen beruhen:

• Der legitime Wunsch, ein besseres Leben führen zu können, muss mit der Aufnahme-

kapazität der Union und ihrer Mitgliedstaaten vereinbar sein, und die Einwanderung

muss auf den hierfür vorgesehenen legalen Wegen erfolgen; die Integration der Ein-

wanderer, die sich rechtmäßig in der Union aufhalten, hat im Zusammenhang mit den in

der Union anerkannten Grundrechten sowohl Rechte als auch Pflichten zur Folge; in

diesem Kontext kommt der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

wesentliche Bedeutung zu.

• Gemäß der Genfer Konvention von 1951 muss Flüchtlingen ein rascher und wirksamer

Schutz gewährleistet werden. Es müssen Verfahren vorgesehen werden, mit denen der

Missbrauch verhindert werden kann und es muss dafür gesorgt werden, dass bei

Personen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, eine schnellere Rückkehr in ihr Her-

kunftsland erreicht wird.

0D�QDKPHQ�]XU�%HNlPSIXQJ�GHU�LOOHJDOHQ�(LQZDQGHUXQJ

30. Mit dem Gesamtplan zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung hat die Europäische Union

sich ein wirksames Instrumentarium zur adäquaten Steuerung der Migrationsströme und zur

Bekämpfung der illegalen Einwanderung gegeben. Der Europäische Rat fordert den Rat und

die Kommission auf, im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten den folgenden in diesem

Plan aufgeführten Maßnahmen oberste Priorität einzuräumen:

• Vor Ende des Jahres Überprüfung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige der

Visumspflicht unterliegen bzw. von ihr befreit sind;

• möglichst baldige Einrichtung eines gemeinsamen Systems für die Identifizierung der

Visadaten unter Berücksichtigung einer Durchführbarkeitsstudie, die im März 2003

vorgelegt wird und auf der Grundlage der Leitlinien des Rates; ein Vorabbericht wird

bis Ende 2002 vorgelegt;

• rascherer Abschluss der Rückübernahmeabkommen, über die derzeit verhandelt wird,

und Verabschiedung neuer Mandate für die Aushandlung von Rückübernahmeab-

kommen mit den vom Rat bereits festgelegten Ländern;
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• im Rahmen der Ausweisungs- und Rückführungspolitik bis spätestens Ende dieses

Jahres Annahme der Elemente eines Rückführungsprogramms auf der Grundlage des

Grünbuchs der Kommission; hierzu gehört die Optimierung der beschleunigten Rück-

kehr nach Afghanistan;

• förmliche Annahme des Rahmenbeschlusses zur Bekämpfung des Menschenhandels,

des Rahmenbeschlusses zur Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung

der Beihilfe zur illegalen Ein- und Weiterreise und zum illegalen Aufenthalt sowie der

Richtlinie zur Definition der Beihilfe zur illegalen Ein- und Weiterreise und zum ille-

galen Aufenthalt auf der nächsten Tagung des Rates (Justiz und Inneres).

6FKULWWZHLVH�(LQI�KUXQJ�HLQHV�NRRUGLQLHUWHQ�XQG�LQWHJULHUWHQ�6FKXW]HV�GHU�$X�HQJUHQ]HQ

31. Der Europäische Rat begrüßt die verschiedenen Initiativen, die in jüngster Zeit in diesem

Bereich ergriffen wurden, insbesondere die Mitteilung der Kommission mit dem Titel "Auf

dem Weg zu einem integrierten Grenzschutz an den Außengrenzen der EU-Mitgliedstaaten"

und die unter der Federführung Italiens erstellte Durchführbarkeitsstudie über den Aufbau

einer Europäischen Grenzpolizei – wobei er der von der Kommission bekundeten Bereit-

schaft, weiter zu prüfen, ob eine derartige europäische Polizei sinnvoll und realisierbar ist,

Rechnung trägt – sowie die im Rahmen des Kooperationsprogramms OISIN von drei Mit-

gliedstaaten ausgearbeitete Studie zum Thema "Polizei und Sicherheit an den Grenzen".

32. Der Europäische Rat begrüßt die kürzlich erfolgte Verabschiedung des Plans für den Grenz-

schutz an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten, der auf der Grundlage der drei oben

genannten Initiativen ausgearbeitet wurde und unter anderem zu einer besseren Kontrolle der

Migrationsströme beitragen soll. Er fordert, dass unverzüglich im Rahmen des Rates die

gemeinsame Instanz von Fachleuten aus der Praxis der Außengrenzsicherung geschaffen

wird, die sich aus den Leitern der Grenzkontrolldienste der Mitgliedstaaten zusammensetzt

und mit der Koordinierung der in dem Plan aufgeführten Maßnahmen betraut wird.

Er fordert ferner den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen ihrer

jeweiligen Zuständigkeiten folgende Maßnahmen durchzuführen:
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− vor Ende 2002

• Durchführung gemeinsamer Aktionen an den Außengrenzen;

• unverzügliche Einleitung von Pilotprojekten, die allen interessierten Mitglied-
staaten offen stehen;

• Schaffung eines Netzes von für Einwanderungsfragen zuständigen Verbindungs-
beamten der Mitgliedstaaten;

− vor Juni 2003

• Erstellung eines gemeinsamen Modells für die Risikoanalyse im Hinblick auf eine
gemeinsame und integrierte Risikobewertung;

• Festlegung eines gemeinsamen Grundstocks für die Grenzschutzausbildung sowie
Zusammenstellung der europäischen Grenzschutzvorschriften;

• Erstellung einer Studie durch die Kommission über die Aufteilung der Belastun-
gen zwischen den Mitgliedstaaten und der Union beim Schutz der Außengrenzen.

(LQEH]LHKXQJ�GHU�(LQZDQGHUXQJVSROLWLN�LQ�GLH�%H]LHKXQJHQ�GHU�8QLRQ�]X�'ULWWOlQGHUQ

33. Nach Auffassung des Europäischen Rates erfordert die Bekämpfung der illegalen Einwan-
derung verstärkte Bemühungen der Europäischen Union und ein gezieltes Vorgehen gegen
dieses Phänomen, wobei alle geeigneten Instrumente im Rahmen der Außenbeziehungen der
Europäischen Union zu nutzen sind. Zu diesem Zweck muss im Einklang mit den Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates von Tampere ein integriertes, globales und ausge-
wogenes Konzept, das bei den tieferen Ursachen der illegalen Einwanderung ansetzt, das
konstante langfristige Ziel der Europäischen Union bleiben. In diesem Sinne erinnert der
Europäische Rat daran, dass die Intensivierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die
Entwicklung des Handels, die Entwicklungshilfe sowie die Konfliktverhütung Mittel dar-
stellen, die den wirtschaftlichen Wohlstand der betreffenden Länder fördern und dadurch die
den Migrationsströmen zugrunde liegenden Ursachen verringern. Der Europäische Rat fordert
nachdrücklich dazu auf, dass in allen künftigen Kooperations- oder Assoziationsabkommen
bzw. vergleichbaren Abkommen, die die Europäische Union oder die Europäische Gemein-
schaft mit gleich welchem Land schließt, eine Klausel über die gemeinsame Steuerung der
Migrationsströme sowie über die obligatorische Rückübernahme im Falle der illegalen Ein-
wanderung aufgenommen wird.
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34. Der Europäische Rat betont, dass für eine Kooperation der Herkunfts- und Transitländer bei

dem gemeinsamen Schutz und bei der gemeinsamen Kontrolle der Grenzen sowie im Bereich

der Rückübernahme gesorgt werden muss. Die Rückübernahme durch Drittländer betrifft

sowohl deren eigene Staatsangehörige, die sich unrechtmäßig in einem Mitgliedstaat auf-

halten, als auch – unter den gleichen Umständen – Staatsangehörige anderer Drittländer,

sofern nachgewiesen werden kann, dass sie durch das betreffende Land gereist sind. Bei

dieser Zusammenarbeit werden kurz- und mittelfristige Ergebnisse angestrebt. Die Union ist

bereit, die hierzu erforderliche technische und finanzielle Unterstützung zu leisten, wofür der

Europäischen Gemeinschaft im Rahmen der Finanziellen Vorausschau angemessene Finanz-

mittel bereitzustellen sind.

35. Der Europäische Rat ist der Ansicht, dass die Beziehungen zu den Drittländern, die nicht zur

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der illegalen Einwanderung bereit sind, systematisch

evaluiert werden müssen. Dieser Evaluierung wird im Rahmen der Beziehungen der Europä-

ischen Union und ihrer Mitgliedstaaten zu den betreffenden Ländern in allen einschlägigen

Bereichen Rechnung getragen. Eine unzureichende Zusammenarbeit seitens eines Landes

könnte einer Intensivierung der Beziehungen zwischen dem betreffenden Land und der Union

abträglich sein.

36. Wurden die bestehenden gemeinschaftlichen Mechanismen ausgeschöpft, ohne dass ein

Ergebnis zu verzeichnen ist, so kann der Rat einstimmig eine nicht gerechtfertigte mangelnde

Kooperation eines Drittlandes bei der gemeinsamen Steuerung der Migrationsströme fest-

stellen. In diesem Fall kann der Rat im Einklang mit den Verträgen und unter Einhaltung der

vertraglichen Verpflichtungen der Union Maßnahmen oder Standpunkte im Rahmen der

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und anderer Politiken der Europäischen Union

annehmen, ohne dabei die Ziele der Entwicklungszusammenarbeit zu gefährden.
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37. Parallel zur verstärkten Kooperation zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung muss die

Prüfung der bereits zur Beratung vorliegenden Vorschläge vorangetrieben werden. Der Euro-

päische Rat fordert den Rat nachdrücklich dazu auf,

• vor Dezember 2002 die Verordnung Dublin II,

• vor Juni 2003 die Mindestnormen für die Anerkennung und den Status als Flüchtlinge

sowie die Bestimmungen über die Familienzusammenführung und den Status von lang-

fristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen,

• vor Ende 2003 die gemeinsamen Vorschriften für Asylverfahren

zu billigen.

38. Die Kommission wird dem Rat Ende Oktober einen Bericht über die Wirksamkeit der auf

Gemeinschaftsebene verfügbaren finanziellen Mittel für die Rückführung von Einwanderern

und abgelehnten Asylbewerbern, für den Schutz der Außengrenzen sowie für Projekte im

Asyl- und Migrationsbereich in Drittländern vorlegen.

39. Der Europäische Rat fordert den Rat auf, ihm in Zusammenarbeit mit der Kommission für

seine Tagung im Juni 2003 einen Bericht über die praktische Umsetzung der in diesem

Kapitel enthaltenen Leitlinien zu unterbreiten.

,9� -2+$11(6%85*

40. Der Europäische Rat verweist auf die Schlussfolgerungen des Rates zum Weltgipfel für nach-

haltige Entwicklung, insbesondere die Schlussfolgerungen vom 4. März, vom 30. Mai, vom

4. und vom 17. Juni 2002, und billigt die allgemeinen Standpunkte, die die Europäische

Union in diesem Zusammenhang festgelegt hat. Er unterstreicht das Engagement der Europä-

ischen Union für das Gelingen des Weltgipfels und ihren Willen, auch weiterhin bei der Vor-

bereitung des Gipfels eine wesentliche Rolle zu spielen, damit auf der Grundlage der Erfolge

von Monterrey und Doha eine Globale Vereinbarung erzielt werden kann.
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1. Der Europäische Rat ist am 19. und 20. Juni 2003 in Thessaloniki zusammengetreten. Vor der

Tagung fand im Anschluss an ein Exposé des Präsidenten des Europäischen Parlaments,

Herrn Pat Cox, ein Gedankenaustausch über die wichtigsten Tagesordnungspunkte statt.

I. KONVENT / REGIERUNGSKONFERENZ

2. Der Europäische Rat begrüßt den Entwurf des Vertrags über die Verfassung, den der

Präsident des Konvents, Herr Valéry Giscard d'Estaing, vorgelegt hat. Dieser Entwurf ist ein

historischer Schritt zur Förderung der Ziele der europäischen Integration:

− Er bringt unsere Union ihren Bürgern näher,

− er stärkt das demokratische Wesen unserer Union,

− er fördert die Beschlussfassungsfähigkeit unserer Union insbesondere nach der

Erweiterung,

− er verbessert die Fähigkeit unserer Union zu kohärentem und vereintem Handeln auf der

internationalen Bühne und

− trägt so dazu bei, die Herausforderungen zu bewältigen, die durch die Globalisierung

und die Verflechtung entstehen.

3. Der Europäische Rat drückt dem Präsidenten des Konvents, Herrn Valéry Giscard d'Estaing,

den Vizepräsidenten Herrn Jean Luc Dehaene und Herrn Giuliano Amato, den Mitgliedern

und den stellvertretenden Mitgliedern des Konvents seinen Dank für die geleistete Arbeit aus.

Der Konvent hat sich als nützliches Forum für den demokratischen Dialog zwischen Ver-

tretern der Regierungen, der nationalen Parlamente, des Europäischen Parlaments, der Euro-

päischen Kommission und der Zivilgesellschaft erwiesen.

4. Der Europäische Rat ist der Auffassung, dass mit der Vorlage des Entwurfs des Vertrags über

die Verfassung, wie er ihn nun erhalten hat, der in Laeken erteilte Auftrag des Konvents

erfüllt und somit das Ende seiner Arbeiten erreicht ist. Der Wortlaut des Teils III bedarf

jedoch noch einiger rein technischer Arbeiten, die bis spätestens 15. Juli abgeschlossen sein

müssen.
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5. Der Europäische Rat hat beschlossen, dass der Wortlaut des Entwurfs des Vertrags über die

Verfassung eine gute Ausgangsbasis für den Beginn der Regierungskonferenz bildet. Er

ersucht den künftigen italienischen Vorsitz, auf der Ratstagung im Juli das Verfahren nach

Artikel 48 des Vertrags einzuleiten, damit diese Konferenz im Oktober 2003 einberufen

werden kann. Die Konferenz sollte so bald wie möglich ihre Arbeiten abschließen und Ein-

vernehmen über den Vertrag über die Verfassung erzielen, so dass genügend Zeit bleibt,

damit sich die europäischen Bürger vor den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni

2004 mit dieser Verfassung vertraut machen können. Die beitretenden Staaten werden gleich-

berechtigt mit den derzeitigen Mitgliedstaaten und ohne Einschränkungen an der Regierungs-

konferenz teilnehmen. Der Vertrag über die Verfassung wird von den Mitgliedstaaten der

erweiterten Union so bald wie möglich nach dem 1. Mai 2004 unterzeichnet.

6. Die Regierungskonferenz wird von den Staats- und Regierungschefs mit Unterstützung der

Mitglieder des Rates (Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen) durchgeführt.

Der Vertreter der Kommission wird an der Konferenz teilnehmen. Die Sekretariatsaufgaben

für die Konferenz werden vom Generalsekretariat des Rates wahrgenommen. Das Europä-

ische Parlament wird eng zu den Beratungen der Konferenz hinzugezogen und daran beteiligt

werden.

7. Die drei Bewerberländer - Bulgarien und Rumänien, mit denen die Beitrittsverhandlungen im

Gange sind, sowie die Türkei - werden an allen Tagungen der Konferenz als Beobachter teil-

nehmen.

II. EINWANDERUNGS-, GRENZ- UND ASYLFRAGEN

8. Der Europäische Rat hat in Sevilla betont, dass das in Tampere angenommene Programm in

all seinen Aspekten rascher durchgeführt werden muss, insbesondere in Bezug auf Dossiers,

die die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Politik in den Bereichen Asyl und Ein-

wanderung betreffen.
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9. Da der Frage der Migration höchste politische Priorität beigemessen wird, besteht die ausge-

prägte Notwendigkeit einer strukturierteren Politik der EU, die das ganze Spektrum der

Beziehungen zu Drittländern abdeckt; hierzu zählen auch der rasche Abschluss von Rück-

übernahmeabkommen mit wichtigen Herkunftsdrittländern und die Förderung einer weiter

gehenden Zusammenarbeit mit diesen Ländern, einer Zusammenarbeit, die als ein in beide

Richtungen gehender Prozess zu verstehen ist, um zum einen die illegale Einwanderung zu

bekämpfen und zum anderen Kanäle für die legale Zuwanderung im Rahmen bestimmter

Vorgaben zu sondieren. In diesem Zusammenhang sollte die Frage der reibungslosen Integra-

tion legaler Einwanderer in die Gesellschaften der EU weiter geprüft werden und stärkere

Beachtung finden. Darüber hinaus sollte die Höhe der vorhandenen Finanzmittel, die uns für

die Jahre 2004-2006 zur Verfügung stehen, sorgfältig überprüft werden, und die Finanzielle

Vorausschau für die Zeit nach 2006 sollte unter Berücksichtigung des Gesamtrahmens und

der Notwendigkeit der Wahrung der Haushaltsdisziplin dieser politischen Priorität der

Gemeinschaft Rechnung tragen.

10. Der Europäische Rat ist zu den nachstehenden Schlussfolgerungen gelangt, die sich auf

Folgendes beziehen:

Entwicklung einer gemeinsamen Politik in Bezug auf die illegale Einwanderung, die

Außengrenzen, die Rückkehr illegaler Einwanderer und die Zusammenarbeit mit

Drittländern

Visa

11. Unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 5. Juni 2003 über die Entwicklung

eines Visa-Informationssystems (VIS) hält es der Europäische Rat für erforderlich, dass im

Anschluss an die Durchführbarkeitsstudie der Kommission zu dem VIS im Einklang mit den

bevorzugten Optionen so rasch wie möglich Leitlinien in Bezug auf die Planung für die Ent-

wicklung des Systems, die geeignete Rechtsgrundlage für seine Einrichtung und die Bindung

der erforderlichen Finanzmittel unter Einhaltung der Finanziellen Vorausschau festgelegt

werden. In diesem Rahmen muss in der EU ein kohärenter Ansatz in Bezug auf biometrische

Identifikatoren oder biometrische Daten verfolgt werden, der in harmonisierte Lösungen für

Dokumente für Staatsangehörige von Drittländern, Pässe für EU-Bürger und Informations-

systeme (VIS und SIS II) mündet. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, ent-

sprechende Vorschläge auszuarbeiten und mit dem Bereich Visa zu beginnen und dabei den

vorgesehenen Zeitplan für die Errichtung des Schengener Informationssystems II ohne Ein-

schränkung einzuhalten.
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Grenzschutz an den Außengrenzen

12. In Anbetracht des gemeinsamen Interesses aller EU-Mitgliedstaaten an einem wirksameren

Grenzschutz an den Außengrenzen der EU und der Ergebnisse, die bei der Durchführung der

verschiedenen operativen Programme, Pilotprojekte, Risikoanalysen, Schulungsmaßnahmen

für Grenzpersonal usw. erzielt wurden, sowie der Schlussfolgerungen, die aus der Studie zu

ziehen sind, die die Kommission auf Wunsch des Rates zu der komplexen und heiklen Frage

der Kontrolle der Seegrenzen durchgeführt hat, betont der Europäische Rat, wie wichtig es ist,

die Kontinuität und die Kohärenz der Maßnahmen der Gemeinschaft in diesem Bereich

dadurch zu gewährleisten, dass Prioritäten gesetzt und stärker strukturierte Rahmenbe-

dingungen und Verfahrensweisen festgelegt werden.

13. Der Europäische Rat würdigt die Fortschritte, die bei der - in den Schlussfolgerungen von

Sevilla geforderten - vollständigen Aktivierung des operativen Bereichs des SAEGA erzielt

wurden, und zwar insbesondere die Beauftragung der Gemeinsamen Fachinstanz "Außen-

grenzen" mit der operativen Umsetzung und Koordinierung der Maßnahmen, die im Plan für

den Schutz der Außengrenzen vorgesehen sind, wozu die Koordinierung und Überwachung

von "Zentren" und operativen Maßnahmen sowie die Vorbereitung von strategischen

Beschlüssen für einen wirksameren und stärker integrierten Grenzschutz an den Außen-

grenzen der EU-Mitgliedstaaten gehören. Gemäß den vom Rat am 5. Juni 2003 zu diesem

Zweck angenommenen Schlussfolgerungen übernimmt das Generalsekretariat des Rates die

Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Gemeinsamen Fachinstanz und könnte dabei in der

Anfangsphase durch abgeordnete nationale Experten unterstützt werden.

14. Der Europäische Rat ersucht die Kommission, zu gegebener Zeit und unter Nutzung der

Erfahrungen aufgrund der Tätigkeiten der Gemeinsamen Fachinstanz zu prüfen, ob neue

institutionelle Mechanismen zur Verstärkung der operativen Zusammenarbeit beim Grenz-

schutz an den Außengrenzen, möglicherweise auch eine operative Struktur der Gemeinschaft,

geschaffen werden müssen.

15. Der Europäische Rat betont, dass die Beratungen im Hinblick auf die Annahme des Rechts-

akts für die förmliche Einrichtung des Netzes von Verbindungsbeamten für Einwanderungs-

fragen in Drittländern beschleunigt werden müssen, damit dieser Rechtsakt so früh wie

möglich und vor Ende 2003 erlassen werden kann.
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16. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, so rasch wie möglich Vorschläge für die

Neufassung des Gemeinsamen Handbuchs - einschließlich des Anbringens von Stempeln in

Reisedokumenten von Staatsangehörigen dritter Länder - zu unterbreiten.

Rückkehr illegaler Einwanderer

17. Die Umsetzung einer gemeinsamen Politik in Bezug auf die Rückkehr illegal aufhältiger

Personen ist Aufgabe der Mitgliedstaaten. Eine größere Effizienz lässt sich allerdings

erreichen, wenn die bestehende Zusammenarbeit intensiviert wird und zu diesem Zweck ent-

sprechende Mechanismen geschaffen werden, wozu auch eine Finanzierungskomponente

gehört.

18. Der Europäische Rat fordert die Kommission deshalb auf, alle Aspekte im Zusammenhang

mit der Schaffung eines separaten Gemeinschaftsinstruments zu prüfen, mit dem insbesondere

das Erreichen der vorrangigen Ziele gefördert werden soll, die in dem vom Rat gebilligten

Rückkehraktionsprogramm dargelegt sind, und ihm bis Ende 2003 darüber zu berichten.

Partnerschaft mit Drittländern

19. Was die Einbeziehung von Migrationsbelangen in die Beziehungen unserer Union zu Dritt-

ländern betrifft, so bekräftigt der Europäische Rat, dass der Dialog der EU mit Drittländern im

Bereich der Migration sowie ihre diesbezüglichen Maßnahmen Teil eines integrierten,

umfassenden und ausgewogenen Gesamtkonzepts sein sollten, das differenziert ist und den

Gegebenheiten in den jeweiligen Regionen und in jedem Partnerland Rechnung trägt. Der

Europäische Rat erachtet es hierbei als wichtig, einen Evaluierungsmechanismus zu ent-

wickeln, mit dem die Beziehungen zu Drittländern, die bei der Bekämpfung der illegalen

Zuwanderung nicht mit der EU zusammenarbeiten, überwacht werden, und misst dabei den

folgenden Punkten vorrangige Bedeutung bei:

− Beitritt zu den für diesen Bereich relevanten internationalen Übereinkünften (z.B.

Menschenrechtskonventionen, Genfer Abkommen über die Rechtsstellung der Flücht-

linge vom 28. Juli 1951, ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967,

usw.);
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− Zusammenarbeit seitens der Drittländer bei der Rückübernahme/Rückkehr ihrer Staats-

angehörigen und der Staatsangehörigen anderer Drittländer;

− Anstrengungen bei der Grenzkontrolle und beim Aufgreifen illegaler Einwanderer;

− Bekämpfung des Menschenhandels, einschließlich gesetzgeberischer und sonstiger

Maßnahmen;

− Zusammenarbeit bei der Visapolitik und mögliche Anpassung der Visaverfahren;

− Entwicklung von Asylsystemen unter besonderer Berücksichtigung des Zugangs zu

einem wirksamen Schutz und

− Anstrengungen bei der Neuausstellung von Ausweispapieren für eigene Staatsange-

hörige.

20. Bei der Entwicklung des vorerwähnten Evaluierungsmechanismus verwendet der Rat die

Informationen, die von dem Netz von Verbindungsbeamten für alle vorstehend genannten

Punkte, die in die Zuständigkeit dieser Beamten fallen, zu übermitteln sind, sowie die Infor-

mationen, die er durch eine verstärkte und effizientere konsularische Zusammenarbeit

zwischen den Mitgliedstaaten in Drittländern erhält.

21. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, jährlich über die Ergebnisse der vorstehend

beschriebenen Überwachung der Zusammenarbeit mit Drittländern zu berichten und die von

ihr für zweckmäßig erachteten Vorschläge oder Empfehlungen zu unterbreiten.

Finanzmittel der Gemeinschaft und Lastenverteilungsmechanismus

22. Nachdem zwischen den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Förderung des Raums der Frei-

heit, der Sicherheit und des Rechts, die ein vorrangiges Ziel der Union darstellt, gegenseitiges

Vertrauen gebildet wurde, weist der Europäische Rat darauf hin, dass nun der Solidaritäts-

grundsatz gefestigt und konkretisiert werden muss, und zwar insbesondere hinsichtlich der

Intensivierung der operativen Zusammenarbeit. Der Europäische Rat ist der Ansicht, dass die

neue Finanzielle Vorausschau für die Zeit nach 2006 diese politische Priorität der Gemein-

schaft unter Berücksichtigung des Gesamtrahmens und des Erfordernisses der Haushalts-

disziplin widerspiegeln sollte.
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23. In der Zwischenzeit fordert der Europäische Rat die Kommission auf, unter Wahrung der für

die Verwendung der Haushaltsmittel geltenden Grundsätze zu prüfen, ob die Möglichkeit

besteht, auf Mittel der Rubrik 3 der Finanziellen Vorausschau zurückzugreifen, wobei aller-

dings angemessene Margen im Rahmen der Obergrenze dieser Rubrik einhalten werden

müssen, um im Zeitraum 2004-2006 die dringendsten strukturellen Bedürfnisse in diesem

Bereich zu decken und den Solidaritätsbegriff mit Bezug auf die Mitteilung der Kommission

dahin gehend zu erweitern, dass er unter anderem die Unterstützung der Gemeinschaft beim

Grenzschutz an den Außengrenzen, bei der Umsetzung des Rückkehraktionsprogramms und

bei der Entwicklung des Visa-Informationssystem (VIS) einschließt. In diesem Zusammen-

hang nimmt der Europäische Rat Kenntnis von der einschlägigen Analyse der Kommission

und davon, dass sich der geschätzte Finanzbedarf auf 140 Mio. EUR beläuft.

Asyl

24. Der Europäische Rat hat erneut seine Entschlossenheit bekräftigt, ein Gemeinsames Europä-

isches Asylsystem einzuführen, wie er es auf seiner Tagung in Tampere im Oktober 1999

gefordert und auf seiner Tagung in Sevilla im Juni 2002 näher ausgeführt hat. In diesem

Zusammenhang ist es von entscheidender Bedeutung, dass der Rat dafür sorgt, dass die noch

ausstehenden grundlegenden Rechtsvorschriften, d. h. der Vorschlag für eine Richtlinie des

Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen

und Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz

benötigen, und der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für Verfahren

in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung oder Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft, vor

Ende des Jahres 2003 angenommen werden.

25. Der Europäische Rat weist erneut auf die Bedeutung der Einführung eines effizienteren Asyl-

systems in der EU hin, mit dem im Kontext größerer Migrationsbewegungen rasch alle

schutzbedürftigen Personen ermittelt und entsprechende EU-Programme aufgestellt werden

können.
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26. Der Europäische Rat nimmt die Mitteilung der Kommission zur Kenntnis, die den Schwer-

punkt auf leichter zugängliche, gerechtere und besser funktionierende Asylsysteme legt, und

fordert die Kommission auf, alle Parameter auszuloten, mit denen eine geordnetere und kon-

trolliertere Einreise von Personen, die internationalen Schutz benötigen, in die EU gewähr-

leistet werden kann, und Mittel und Wege zu prüfen, wie die Schutzkapazität von Herkunfts-

regionen erhöht werden kann, sowie dem Rat vor Juni 2004 einen umfassenden Bericht hier-

über mit Vorschlägen für Maßnahmen, einschließlich deren rechtlicher Auswirkungen, vor-

zulegen. Der Europäische Rat stellt fest, dass eine Reihe von Mitgliedstaaten beabsichtigt, als

Teil dieses Prozesses gemeinsam mit dem UNHCR die Möglichkeiten für einen verbesserten

Schutz der Flüchtlinge in ihrer Herkunftsregion zu untersuchen. Diese Arbeit wird auf der

Grundlage von Empfehlungen des UNHCR in uneingeschränkter Partnerschaft mit den

betreffenden Ländern durchgeführt.

27. Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, vor Ende 2003 die Möglichkeiten

für eine weitere Stärkung der Asylverfahren zu prüfen, um sie im Hinblick auf eine möglichst

rasche Bearbeitung der Anträge, die nicht die Gewährung von internationalem Schutz

betreffen, effizienter zu machen.

Entwicklung einer Politik auf Ebene der Europäischen Union für die Integration von

Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet der Europäischen Union

aufhalten

28. Der Europäische Rat hält die Erarbeitung einer umfassenden und multidimensionalen Politik

für die Integration der sich rechtmäßig in der EU aufhaltenden Drittstaatsangehörigen für

erforderlich. Gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Tampere und zur

Umsetzung dieser Schlussfolgerungen sollte dieser Personenkreis mit vergleichbaren Rechten

und Pflichten wie EU-Bürger ausgestattet werden.

Da eine erfolgreiche Integration einen Beitrag zum sozialen Zusammenhalt und zum wirt-

schaftlichen Wohlergehen leistet, sollte sich eine derartige Politik auf Faktoren wie

Beschäftigung, wirtschaftliche Teilhabe, Bildung und Sprachausbildung, Gesundheit und

soziale Dienste, wohnungs- und städtebauliche Fragen sowie Kultur und Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben erstrecken. In diesem Zusammenhang begrüßt der Europäische Rat die

Tatsache, dass über die Richtlinien über die Familienzusammenführung und über die Rechts-

stellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Personen Einigung erzielt wurde; diese beiden

Rechtsakte sind für die Integration von Drittstaatsangehörigen wesentlich.
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29. Eine Integrationspolitik der EU sollte in möglichst wirksamer Weise einen Beitrag im

Zusammenhang mit den neuen demografischen und wirtschaftlichen Herausforderungen

leisten, denen die EU nun gegenübersteht, wobei den Besonderheiten der verschiedenen Ziel-

gruppen von Drittstaatsangehörigen - beispielsweise Frauen, Kinder und ältere Personen,

Flüchtlinge und Personen, die internationalen Schutz genießen - insbesondere in Bezug auf

die Dauer, die Beständigkeit und die Stabilität ihres Aufenthalts Rechnung zu tragen ist.

30. Der Europäische Rat betont, dass es, um diese Herausforderungen zu bewältigen, notwendig

ist, im Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern, die für beide

Seiten von Vorteil sein wird, legale Wege für die Einwanderung von Drittstaatsangehörigen in

die Union zu sondieren, wobei der Aufnahmekapazität der Mitgliedstaaten Rechnung zu

tragen ist.

31. Die Integrationspolitik ist als anhaltender, in beide Richtungen gehender Prozess zu ver-

stehen, der sich auf die gegenseitigen Rechte und die entsprechenden Pflichten der rechtmäßig

aufhältigen Drittstaatsangehörigen und der jeweiligen Aufnahmegesellschaft stützt. Für ihre

Konzeption und Umsetzung sind zwar nach wie vor die Mitgliedstaaten verantwortlich, doch

sollte diese Politik innerhalb eines kohärenten Unionsrahmens entwickelt werden, der den

rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Unterschieden zwischen

den Mitgliedstaaten Rechnung trägt. Um die Ausarbeitung eines solchen Rahmens zu

beschleunigen, sollte die Festlegung gemeinsamer Grundprinzipien in Betracht gezogen

werden.

32. Angesichts der Tatsache, dass die Integration von rechtmäßig aufhältigen Drittstaatsange-

hörigen ein komplexer Prozess ist, der den Austausch von Erfahrungen erfordert, betont der

Europäische Rat, dass der Ausbau der Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs im

Rahmen der kürzlich eingesetzten Gruppe nationaler Kontaktstellen zu Integrationsfragen

insbesondere im Hinblick auf eine bessere Koordinierung der einschlägigen politischen Maß-

nahmen auf nationaler und auf Unionsebene von großer Bedeutung ist.

33. Der Europäische Rat fordert die Kommission deshalb auf, einen jährlichen Bericht über

Migration und Integration in Europa vorzulegen, in dem migrationsrelevante Daten und

Informationen über Konzepte und Maßnahmen in den Bereichen Einwanderung und Integra-

tion in der gesamten EU enthalten sind. Dieser Bericht, in dem diese Fragen genau und

objektiv analysiert sein sollten, wird dazu beitragen, politische Initiativen im Hinblick auf

eine effizientere Handhabung der Migrationsproblematik in Europa zu entwickeln und zu

fördern.
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34. Angesichts der Bedeutung einer Überwachung und Analyse der multidimensionalen Migra-

tionsproblematik begrüßt der Europäische Rat außerdem die Einrichtung eines Europäischen

Migrationsnetzes; er wird prüfen, ob zu einem späteren Zeitpunkt eine permanente Struktur

geschaffen werden kann.

35. Der Erfolg einer solchen Integrationspolitik hängt davon ab, ob alle in Frage kommenden

Akteure wirksam in den Prozess eingebunden sind. Die zuständigen Gremien der Europä-

ischen Union, die nationalen und lokalen Behörden, Gewerkschaften und Arbeitgeber-

verbände, Nichtregierungsorganisationen, Einwandererorganisationen sowie Kulturzentren,

soziale Einrichtungen und Sportvereine sollten ermutigt werden, sich an den gemeinsamen

Bemühungen sowohl auf der Ebene der Union als auch auf nationaler Ebene zu beteiligen. In

diesem Zusammenhang begrüßen wir das erste Gipfeltreffen der Europäischen Diasporas, das

gleichzeitig mit unserer Tagung in Thessaloniki stattfindet.

III. ERWEITERUNG

36. Nach der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags am 16. April 2003 in Athen, bei der wir

erklärten, dass der Beitritt ein neuer Vertrag zwischen unseren Völkern und nicht nur ein

Vertrag zwischen unseren Staaten ist, haben die Ergebnisse der Referenden in Malta,

Slowenien, Ungarn, Litauen, der Slowakei, Polen und der Tschechischen Republik dem Rati-

fizierungsprozess einen zusätzlichen Impuls verliehen. Dieser Prozess muss rechtzeitig abge-

schlossen werden, damit die zehn neuen Mitgliedstaaten der Union am 1. Mai 2004 beitreten

können. Die zehn beitretenden Staaten werden dazu aufgerufen, in den kommenden Monaten

in ihren Bemühungen nicht nachzulassen, damit sie zum Zeitpunkt des Beitritts ohne

Abstriche den sich aus der Mitgliedschaft ergebenden Verpflichtungen nachkommen können.

Hierzu gehört auch die erforderliche Übersetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands. Um

der Erweiterung zum Erfolg zu verhelfen, wurde die Überwachung dieser Vorbereitungen auf

der Grundlage von Berichten, die regelmäßig von der Kommission vorgelegt werden, inten-

siviert.



RICHTLINIE 2003/9/EG DES RATES
vom 27. Januar 2003

zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Asylpolitik
einschließlich eines Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems ist wesentlicher Bestandteil des Ziels der Europä-
ischen Union, schrittweise einen Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen offen
steht, die wegen besonderer Umstände rechtmäßig in der
Gemeinschaft um Schutz nachsuchen.

(2) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung vom
15. und 16. Oktober 1999 in Tampere überein, auf ein
Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das
sich auf die uneingeschränkte und umfassende Anwen-
dung des Genfer Abkommens über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951, ergänzt durch das
New Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967, stützt,
damit der Grundsatz der Nichtzurückweisung (Non-
refoulement) gewahrt bleibt.

(3) Entsprechend den Schlussfolgerungen von Tampere
sollte ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem auf
kurze Sicht gemeinsame Mindestbedingungen für die
Aufnahme von Asylbewerbern umfassen.

(4) Die Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme
von Asylbewerbern ist ein weiterer Schritt in Richtung
auf eine europäische Asylpolitik.

(5) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden.
Ziel dieser Richtlinie ist es vor allem, die unein-
geschränkte Wahrung der Menschenwürde zu gewähr-
leisten und die Anwendung der Artikel 1 und 18 der
genannten Charta zu fördern.

(6) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter
den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, sind die
Mitgliedstaaten gehalten, die Verpflichtungen der völker-
rechtlichen Instrumente einzuhalten, bei denen sie
Vertragsparteien sind und nach denen eine Diskriminie-
rung verboten ist.

(7) Es sollten Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbe-
werbern festgelegt werden, die diesen im Normalfall ein
menschenwürdiges Leben ermöglichen und vergleichbare
Lebensbedingungen in allen Mitgliedstaaten gewähr-
leisten.

(8) Einheitliche Bedingungen für die Aufnahme von Asylbe-
werbern sollten dazu beitragen, die auf unterschiedliche
Aufnahmevorschriften zurückzuführende Sekundärmi-
gration von Asylbewerbern einzudämmen.

(9) Die Bedingungen für die Aufnahme von Personen-
gruppen mit besonderen Bedürfnissen sollten entspre-
chend angepasst werden.

(10) Die Bedingungen für die Aufnahme von Asylbewerbern,
die sich in Gewahrsam befinden, sollten im Hinblick auf
die Bedürfnisse in dieser Lage einer besonderen Ausge-
staltung unterliegen.

(11) Damit die Verfahrensmindestgarantien, d. h. Gelegenheit
zur Kontaktaufnahme mit Organisationen oder Perso-
nengruppen, die Rechtsbeistand gewähren, sichergestellt
sind, sollten Informationen über derartige Organisa-
tionen und Personengruppen bereitgestellt werden.

(12) Ein Missbrauch des Aufnahmesystems sollte dadurch
eingedämmt werden, dass Gründe für die Einschränkung
oder Aberkennung von Aufnahmebedingungen für Asyl-
bewerber festgelegt werden.

(13) Es sollte sichergestellt werden, dass die einzelstaatlichen
Aufnahmesysteme effizient sind und die Mitgliedstaaten
bei der Aufnahme von Asylbewerbern zusammenar-
beiten.

(14) Bei der Aufnahme von Asylbewerbern sollte eine ange-
messene Koordinierung zwischen den zuständigen
Behörden hergestellt werden; daher sollten harmonische
Beziehungen zwischen den Kommunen und den Unter-
bringungszentren gefördert werden.

(15) Es liegt in der Natur von Mindestnormen, dass die
Mitgliedstaaten günstigere Regelungen für Drittstaatsan-
gehörige und Staatenlose, die internationalen Schutz
eines Mitgliedstaats beantragen, einführen oder beibe-
halten können.

(16) Dementsprechend werden die Mitgliedstaaten aufgefor-
dert, die Bestimmungen dieser Richtlinie auch im
Zusammenhang mit Verfahren anzuwenden, bei denen
es um die Gewährung anderer Formen des Schutzes als
in der Genfer Flüchtlingskonvention vorgesehen für
Drittstaatsangehörige und Staatenlose geht.

(17) Die Durchführung der Richtlinie sollte regelmäßig
bewertet werden.
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(18) Da das Ziel der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die
Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von
Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann
und daher wegen des Umfangs und der Wirkungen der
Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen
ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiari-
tätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeits-
prinzip geht diese Richtlinie nicht über das für die Errei-
chung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(19) Entsprechend Artikel 3 des Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands, das dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, hat das Vereinigte Königreich mit Schreiben vom 18.
August 2001 mitgeteilt, dass es sich an der Annahme
und Anwendung dieser Richtlinie beteiligen möchte.

(20) Gemäß Artikel 1 des genannten Protokolls beteiligt sich
Irland nicht an der Annahme dieser Verordnung. Unbe-
schadet des Artikels 4 des genannten Protokolls gilt diese
Richtlinie daher nicht für Irland.

(21) Nach den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die Posi-
tion Dänemarks, das dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügt ist, beteiligt sich Dänemark nicht
an der Annahme dieser Richtlinie, die daher für Däne-
mark nicht bindend oder anwendbar ist —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ZWECK, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ANWENDUNGSBE-
REICH

Artikel 1

Zweck

Zweck dieser Richtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen
für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

a) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Genfer Abkommen über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951,
ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar
1967;

b) „Asylantrag“ den von einem Drittstaatsangehörigen oder
Staatenlosen gestellten Antrag, der als Ersuchen um interna-
tionalen Schutz eines Mitgliedstaats im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention betrachtet werden kann. Jedes Ersu-
chen um internationalen Schutz wird als Asylantrag
betrachtet, es sei denn, ein Drittstaatsangehöriger oder Staa-
tenloser ersucht ausdrücklich um eine andere Form des
Schutzes, die gesondert beantragt werden kann;

c) „Asylbewerber“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen, der einen Asylantrag gestellt hat, über den noch nicht
endgültig entschieden wurde;

d) „Familienangehörige“ die nachstehenden Mitglieder der
Familie des Asylbewerbers, die sich im Zusammenhang mit
dem Asylantrag in demselben Mitgliedstaat aufhalten, sofern
die Familie bereits im Herkunftsland bestanden hat:

i) der Ehegatte des Asylbewerbers oder dessen nicht verhei-
rateter Partner, der mit dem Asylbewerber eine dauer-
hafte Beziehung führt, soweit in den Rechtsvorschriften
oder nach der Praxis des betreffenden Mitgliedstaats nicht
verheiratete Paare ausländerrechtlich ähnlich wie verhei-
ratete Paare behandelt werden;

ii) die minderjährigen Kinder des unter Ziffer i) genannten
Paares oder des Asylbewerbers, sofern diese ledig und
unterhaltsberechtigt sind, gleichgültig, ob es sich um
eheliche oder außerehelich geborene oder um im Sinne
des nationalen Rechts adoptierte Kinder handelt;

e) „Flüchtling“ eine Person, die die Voraussetzungen des Arti-
kels 1 Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention erfüllt;

f) „Flüchtlingseigenschaft“ den einem Flüchtling, der als solcher
in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zugelassen wird,
von diesem Mitgliedstaat zuerkannten Rechtsstatus;

g) „Verfahren“ und „Rechtsbehelfsverfahren“ die von den
Mitgliedstaaten nach nationalem Recht festgelegten
Verfahren und Rechtsbehelfsverfahren;

h) „unbegleitete Minderjährige“ Personen unter 18 Jahren, die
ohne Begleitung eines für sie nach dem Gesetz oder dem
Gewohnheitsrecht verantwortlichen Erwachsenen in das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einreisen, solange sie sich
nicht tatsächlich in der Obhut eines solchen Erwachsenen
befinden; hierzu gehören auch Minderjährige, die nach der
Einreise in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats dort ohne
Begleitung zurückgelassen wurden;

i) „im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährte Vorteile“
sämtliche Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten im Einklang
mit dieser Richtlinie zugunsten von Asylbewerbern treffen;

j) „materielle Aufnahmebedingungen“ die Aufnahmebedin-
gungen, die Unterkunft, Verpflegung und Kleidung in Form
von Sach- und Geldleistungen oder Gutscheinen sowie Geld-
leistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs umfassen;

k) „Gewahrsam“ die räumliche Beschränkung eines Asylbewer-
bers durch einen Mitgliedstaat auf einen bestimmten Ort, an
dem der Asylbewerber keine Bewegungsfreiheit hat;

l) „Unterbringungszentrum“ jede Einrichtung, die als Sammel-
unterkunft für Asylbewerber dient.

Artikel 3

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Drittstaatsangehörigen und
Staatenlosen, die an der Grenze oder im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats Asyl beantragen, solange sie als Asylbewerber im
Hoheitsgebiet verbleiben dürfen, sowie für ihre Familienange-
hörigen, wenn sie nach nationalem Recht von diesem Asylan-
trag erfasst sind.
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(2) Diese Richtlinie findet keine Anwendung, wenn in
Vertretungen der Mitgliedstaaten um diplomatisches oder terri-
toriales Asyl nachgesucht wird.

(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung, wenn die
Bestimmungen der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20.
Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorüberge-
henden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertrie-
benen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen
Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser
Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf
die Mitgliedstaaten (1) angewendet werden.

(4) Die Mitgliedstaaten können beschließen, diese Richtlinie
auf Verfahren zur Bearbeitung von Ersuchen um andere
Formen der Schutzgewährung anzuwenden, die sich nicht aus
der Genfer Flüchtlingskonvention ergeben und die Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen zugute kommen, die nicht als
Flüchtlinge gelten.

Artikel 4

Günstigere Bestimmungen

Die Mitgliedstaaten können günstigere Bestimmungen für die
Aufnahmebedingungen für Asylbewerber und andere enge
Familienangehörige des Asylbewerbers, die sich in demselben
Mitgliedstaat aufhalten, sofern sie ihm gegenüber unterhaltsbe-
rechtigt sind, oder humanitäre Gründe vorliegen, erlassen oder
beibehalten, sofern diese Bestimmungen mit dieser Richtlinie
vereinbar sind.

KAPITEL II

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE AUFNAHMEBEDIN-
GUNGEN

Artikel 5

Information

(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Asylbewerber inner-
halb einer angemessenen Frist von höchstens fünfzehn Tagen
nach der Antragstellung bei der zuständigen Behörde zumin-
dest über die vorgesehenen Leistungen und die mit den
Aufnahmebedingungen verbundenen Verpflichtungen.

Sie tragen dafür Sorge, dass die Asylbewerber Informationen
darüber erhalten, welche Organisationen oder Personengruppen
spezifischen Rechtsbeistand gewähren und welche Organisa-
tionen ihnen im Zusammenhang mit den Aufnahmebedin-
gungen, einschließlich medizinischer Versorgung, behilflich sein
oder sie informieren können.

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die in Absatz
1 genannten Informationen schriftlich und nach Möglichkeit in
einer Sprache erteilt werden, bei der davon ausgegangen
werden kann, dass der Asylbewerber sie versteht. Gegebenen-
falls können diese Informationen auch mündlich erteilt werden.

Artikel 6

Dokumente

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass den Asylbe-
werbern innerhalb von drei Tagen nach der Antragstellung bei
der zuständigen Behörde eine Bescheinigung ausgehändigt
wird, die auf ihren Namen ausgestellt ist und ihren Rechtsstatus
als Asylbewerber bestätigt oder bescheinigt, dass sich die betref-
fende Person im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufhalten darf,
solange ihr Antrag zur Entscheidung anhängig ist bzw. geprüft
wird.

Ist es dem Inhaber der Bescheinigung nicht gestattet, sich inner-
halb des gesamten Hoheitsgebiets des Mitgliedstaats oder eines
Teils davon frei zu bewegen, so ist dies in der Bescheinigung
ebenfalls zu vermerken.

(2) Im Fall einer Ingewahrsamnahme der Asylbewerber und
während der Prüfung eines an der Grenze oder im Rahmen
eines Verfahrens gestellten Asylantrags, in dem darüber
entschieden wird, ob der Asylbewerber das Recht hat, recht-
mäßig in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einzureisen,
können die Mitgliedstaaten von der Anwendung dieses Artikels
absehen. In Sonderfällen können die Mitgliedstaaten Asylbewer-
bern während der Prüfung eines Asylantrags andere gleichwer-
tige Nachweise für das in Absatz 1 genannte Dokument
ausstellen.

(3) Mit dem in Absatz 1 genannten Dokument wird nicht
notwendigerweise die Identität des Asylbewerbers bescheinigt.

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforder-
lich sind, um den Asylbewerbern das in Absatz 1 genannte
Dokument auszustellen, das so lange gültig sein muss, wie
ihnen der Aufenthalt im Hoheitsgebiet oder an der Grenze des
betreffenden Mitgliedstaates gestattet ist.

(5) Die Mitgliedstaaten können einem Asylbewerber ein
Reisedokument aushändigen, wenn schwerwiegende huma-
nitäre Gründe seine Anwesenheit in einem anderen Staat erfor-
dern.

Artikel 7

Wohnsitz und Bewegungsfreiheit

(1) Asylbewerber dürfen sich im Hoheitsgebiet des Aufnah-
memitgliedstaats oder in einem ihnen von diesem Mitgliedstaat
zugewiesenen Gebiet frei bewegen. Das zugewiesene Gebiet
darf die unveräußerliche Privatsphäre nicht beeinträchtigen und
muss hinreichenden Spielraum dafür bieten, dass Gewähr für
eine Inanspruchnahme der Vorteile aus dieser Richtlinie
gegeben ist.

(2) Die Mitgliedstaaten können — aus Gründen des öffentli-
chen Interesses, der öffentlichen Ordnung oder wenn es für
eine reibungslose Bearbeitung und wirksame Überwachung des
betreffenden Asylantrags erforderlich ist — einen Beschluss
über den Wohnsitz des Asylbewerbers fassen.

(3) In Fällen, in denen dies zum Beispiel aus rechtlichen
Gründen oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung erforder-
lich ist, können die Mitgliedstaaten dem Asylbewerber nach
einzelstaatlichem Recht einen bestimmten Ort zuweisen.
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(4) Die Mitgliedstaaten dürfen die Gewährung der mate-
riellen Aufnahmebedingungen an die Bedingung knüpfen, dass
Asylbewerber ihren ordentlichen Wohnsitz an einem
bestimmten Ort haben, der von den Mitgliedstaaten festgelegt
wird. Ein derartiger Beschluss, der von allgemeiner Natur sein
kann, sollte jeweils für den Einzelfall und auf der Grundlage der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften getroffen werden.

(5) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass Asylbewerbern eine
befristete Genehmigung zum Verlassen des in den Absätzen 2
und 4 genannten Wohnsitzes bzw. des in Absatz 1 genannten
zugewiesenen Gebiets erteilt werden kann. Die Entscheidung ist
Fall für Fall, objektiv und unparteiisch zu treffen und im Fall
einer Ablehnung zu begründen.

Der Asylbewerber muss keine Genehmigung einholen, wenn er
bei Behörden und Gerichten erscheinen muss.

(6) Die Mitgliedstaaten schreiben Asylbewerbern vor, den
zuständigen Behörden ihre aktuelle Adresse und schnellstmög-
lich etwaige Adressenänderungen mitzuteilen.

Artikel 8

Familien

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um die
Einheit der Familie, die sich in ihrem Hoheitsgebiet aufhält, so
weit wie möglich zu wahren, wenn den Asylbewerbern von
dem betreffenden Mitgliedstaat Unterkunft gewährt wird. Diese
Maßnahmen kommen mit der Zustimmung der Asylbewerber
zur Anwendung.

Artikel 9

Medizinische Untersuchungen

Die Mitgliedstaaten können die medizinische Untersuchung
von Asylbewerbern aus Gründen der öffentlichen Gesundheit
anordnen.

Artikel 10

Grundschulerziehung und weiterführende Bildung
Minderjähriger

(1) Die Mitgliedstaaten gestatten minderjährigen Kindern
von Asylbewerbern und minderjährigen Asylbewerbern in
ähnlicher Weise wie den Staatsangehörigen des Aufnahmemit-
gliedstaates den Zugang zum Bildungssystem, solange keine
Rückführungsmaßnahme gegen sie selbst oder ihre Eltern voll-
streckt wird. Der Unterricht kann in Unterbringungszentren
erfolgen.

Die betreffenden Mitgliedstaaten können vorsehen, dass der
Zugang auf das öffentliche Bildungssystem beschränkt bleiben
muss.

Als Minderjährige gelten Personen, die nach den Bestimmungen
des Mitgliedstaats, in dem der Asylantrag gestellt worden ist
oder geprüft wird, noch nicht volljährig sind. Die Mitglied-
staaten dürfen eine weiterführende Bildung nicht mit der
alleinigen Begründung verweigern, dass die Volljährigkeit erre-
icht wurde.

(2) Der Zugang zum Bildungssystem darf nicht um mehr als
drei Monate, nachdem der Minderjährige oder seine Eltern
einen Asylantrag gestellt haben, verzögert werden. Dieser Zeit-
raum kann auf ein Jahr ausgedehnt werden, wenn eine spezifi-
sche Ausbildung gewährleistet wird, die den Zugang zum
Bildungssystem erleichtern soll.

(3) Ist der Zugang zum Bildungssystem nach Absatz 1
aufgrund der spezifischen Situation des Minderjährigen nicht
möglich, so kann der Mitgliedstaat andere Unterrichtsformen
anbieten.

Artikel 11

Beschäftigung

(1) Die Mitgliedstaaten legen einen mit der Einreichung des
Asylantrags beginnenden Zeitraum fest, in dem der Asylbe-
werber keinen Zugang zum Arbeitsmarkt hat.

(2) Ist ein Jahr nach Einreichung des Asylantrags keine
Entscheidung in erster Instanz ergangen und ist diese Verzöge-
rung nicht durch Verschulden des Antragsstellers bedingt, so
beschließen die Mitgliedstaaten, unter welchen Voraussetzungen
dem Asylbewerber Zugang zum Arbeitsmarkt gewährt wird.

(3) Das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt darf während
eines Rechtsbehelfsverfahrens, bei dem Rechtsmittel gegen eine
ablehnende Entscheidung in einem Standardverfahren aufschie-
bende Wirkung haben, bis zum Zeitpunkt, zu dem die ableh-
nende Entscheidung zugestellt wird, nicht entzogen werden.

(4) Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik können die
Mitgliedstaaten Unionsbürgern und Angehörigen von Staaten,
die Vertragsparteien des Übereinkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum sind, sowie Drittstaatsangehörigen mit
rechtmäßigem Aufenthalt Vorrang einräumen.

Artikel 12

Berufliche Bildung

Die Mitgliedstaaten können Asylbewerbern ungeachtet der
Möglichkeit des Zugangs zum Arbeitsmarkt den Zugang zur
beruflichen Bildung gestatten.

Der Zugang zur beruflichen Bildung im Zusammenhang mit
einem Arbeitsvertrag wird davon abhängig gemacht, inwieweit
der betreffende Asylbewerber Zugang zum Arbeitsmarkt gemäß
Artikel 11 hat.

Artikel 13

Allgemeine Bestimmungen zu materiellen Aufnahmebe-
dingungen und zur Gesundheitsversorgung

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Asylbewer-
bern ab Antragstellung materielle Aufnahmebedingungen
gewährt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die gewährten
materiellen Aufnahmebedingungen einem Lebensstandard
entsprechen, der die Gesundheit und den Lebensunterhalt der
Asylbewerber gewährleistet.
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Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass dieser Lebensstan-
dard gewährleistet ist, wenn es sich um besonders bedürftige
Personen im Sinne von Artikel 17 und um in Gewahrsam
befindliche Personen handelt.

(3) Die Mitgliedstaaten können die Gewährung aller oder
bestimmter materieller Aufnahmebedingungen und der Gesund-
heitsversorgung davon abhängig machen, dass die Asylbe-
werber nicht über ausreichende Mittel für einen Lebensstandard
verfügen, der ihnen Gesundheit und den Lebensunterhalt
gewährleistet.

(4) Die Mitgliedstaaten können von den Asylbewerbern
verlangen, dass sie für die Kosten der in dieser Richtlinie vorge-
sehenen materiellen Aufnahmebedingungen und der Gesund-
heitsversorgung gemäß Absatz 3 ganz oder teilweise
aufkommen, sofern sie über ausreichende Mittel verfügen,
beispielsweise wenn sie über einen angemessenen Zeitraum
gearbeitet haben.

Stellt sich heraus, dass ein Asylbewerber zum Zeitpunkt der
Gewährung der materiellen Aufnahmebedingungen sowie der
Gesundheitsversorgung über ausreichende Mittel verfügt hat,
um diese Grundbedürfnisse zu decken, können die Mitglied-
staaten eine Erstattung verlangen.

(5) Die materiellen Aufnahmebedingungen können in Form
von Sachleistungen, Geldleistungen oder Gutscheinen oder
einer Kombination dieser Leistungen gewährt werden.

Wenn die Mitgliedstaaten materielle Aufnahmebedingungen
durch Geldleistungen oder Gutscheine gewähren, bemisst sich
deren Wert nach den in diesem Artikel festgelegten
Grundsätzen.

Artikel 14

Modalitäten der materiellen Aufnahmebedingungen

(1) Sofern Unterbringung als Sachleistung erfolgt, sollte sie
in einer der folgenden Formen gewährt werden, die auch
miteinander kombiniert werden können:

a) Räumlichkeiten zur Unterbringung von Asylbewerbern für
die Dauer der Prüfung eines an der Grenze gestellten
Asylantrags;

b) Unterbringungszentren, die einen angemessenen Standard
gewährleisten;

c) Privathäuser, Wohnungen, Hotels oder andere für die Unter-
bringung von Asylbewerbern geeignete Räumlichkeiten.

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten für die gemäß Absatz
1 Buchstaben a), b) und c) untergebrachten Asylbewerber

a) den Schutz ihres Familienlebens;

b) die Möglichkeit, mit Verwandten, Rechtsbeiständen, Vertre-
tern des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen (UNHCR) und von den Mitgliedstaaten
anerkannten Nichtregierungsorganisationen (NRO) in
Verbindung zu treten.

Die Mitgliedstaaten sorgen besonders dafür, dass Gewalt in den
in Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten Räumlichkeiten
und Unterbringungszentren verhütet wird.

(3) Die Mitgliedstaaten tragen gegebenenfalls dafür Sorge,
dass minderjährige Kinder von Asylbewerbern oder minderjäh-
rige Asylbewerber zusammen mit ihren Eltern oder dem
erwachsenen Familienmitglied, das nach dem Gesetz oder dem
Gewohnheitsrecht sorgeberechtigt ist, untergebracht werden.

(4) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Asylbe-
werber nur dann in eine andere Einrichtung verlegt werden,
wenn dies notwendig ist. Die Mitgliedstaaten ermöglichen den
Asylbewerbern, ihren Rechtsbeistand über die Verlegung und
die neue Adresse zu informieren.

(5) Das in den Unterbringungszentren eingesetzte Personal
muss angemessen geschult sein und unterliegt in Bezug auf die
Informationen, die es durch seine Arbeit erhält, der Schweige-
pflicht, wie sie im nationalen Recht definiert ist.

(6) Die Mitgliedstaaten können die Asylbewerber über einen
Beirat oder eine Abordnung der untergebrachten Personen an
der Verwaltung der materiellen und der nicht materiellen
Aspekte des Lebens in dem Zentrum beteiligen.

(7) Rechtsbeistände oder -berater von Asylbewerbern sowie
Vertreter des Amts des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen oder von diesem gegebenenfalls beauftragte
und von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannte Nichtregie-
rungsorganisationen erhalten Zugang zu den Aufnahmezentren
und sonstigen Unterbringungseinrichtungen, um den Asylbe-
werbern zu helfen. Der Zugang darf nur aus Gründen der
Sicherheit der Zentren und Einrichtungen oder der Asylbe-
werber eingeschränkt werden.

(8) Die Mitgliedstaaten können in Ausnahmefällen für einen
angemessenen Zeitraum, der so kurz wie möglich sein sollte,
andere Modalitäten der materiellen Aufnahmebedingungen fest-
legen als in diesem Artikel vorgesehen, wenn

— zunächst eine Evaluierung der spezifischen Bedürfnisse des
Asylbewerbers erforderlich ist;

— materielle Aufnahmebedingungen, wie sie in diesem Artikel
vorgesehen sind, in einer bestimmten Region nicht zur
Verfügung stehen;

— die üblicherweise verfügbaren Unterbringungskapazitäten
vorübergehend erschöpft sind;

— sich der Asylbewerber in Gewahrsam oder in Grenzge-
bäuden befindet, die er nicht verlassen darf.

Bei diesen anderen Aufnahmemodalitäten werden in jedem Fall
die Grundbedürfnisse gedeckt.

Artikel 15

Medizinische Versorgung

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Asylbe-
werber die erforderliche medizinische Versorgung erhalten, die
zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche
Behandlung von Krankheiten umfasst.
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(2) Die Mitgliedstaaten gewähren Asylbewerbern mit beson-
deren Bedürfnissen die erforderliche medizinische oder sonstige
Hilfe.

KAPITEL III

EINSCHRÄNKUNG ODER ENTZUG DER IM RAHMEN DER
AUFNAHMEBEDINGUNGEN GEWÄHRTEN VORTEILE

Artikel 16

Einschränkung oder Entzug der im Rahmen der Aufnah-
mebedingungen gewährten Vorteile

(1) Die Mitgliedstaaten können die im Rahmen der Aufnah-
mebedingungen gewährten Vorteile in folgenden Fällen
einschränken oder entziehen:

a) wenn ein Asylbewerber

— den von der zuständigen Behörde bestimmten Aufent-
haltsort verlässt, ohne diese davon zu unterrichten oder
erforderlichenfalls eine Genehmigung erhalten zu haben
oder

— seinen Melde- und Auskunftspflichten oder Aufforde-
rungen zu persönlichen Anhörungen betreffend das
Asylverfahren während einer im nationalen Recht festge-
setzten angemessenen Frist nicht nachkommt oder

— im gleichen Mitgliedstaat bereits einen Antrag gestellt
hat;

wird ein Asylbewerber aufgespürt oder meldet er sich frei-
willig bei der zuständigen Behörde, so ergeht eine zu
begründende Entscheidung unter Berücksichtigung der
Motive des Untertauchens über die erneute Gewährung
einiger oder aller im Rahmen der Aufnahmebedingungen
gewährten Vorteile;

b) wenn ein Asylbewerber verschwiegen hat, dass er über
Finanzmittel verfügt und dadurch im Rahmen der Aufnah-
mebedingungen zu Unrecht in den Genuss materieller
Vorteile gekommen ist.

Stellt sich heraus, dass ein Asylbewerber zum Zeitpunkt der
Gewährung materieller Vorteile im Rahmen der Aufnahme-
bedingungen über ausreichende Mittel verfügte, um Grund-
bedürfnisse zu decken, so können die Mitgliedstaaten von
dem Asylbewerber eine Erstattung verlangen.

(2) Die Mitgliedstaaten können die im Rahmen der Aufnah-
mebedingungen gewährten Vorteile verweigern, wenn ein Asyl-
bewerber keinen Nachweis dafür erbracht hat, dass der Asylan-
trag so bald wie vernünftigerweise möglich nach der Ankunft
in diesem Mitgliedstaat gestellt wurde.

(3) Die Mitgliedstaaten können Sanktionen für grobe
Verstöße gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren
und grob gewalttätiges Verhalten festlegen.

(4) Entscheidungen über die Einschränkung, den Entzug
oder die Verweigerung der im Rahmen der Aufnahmebedin-
gungen gewährten Vorteile oder Sanktionen nach den Absätzen
1, 2 und 3 werden jeweils für den Einzelfall, objektiv und
unparteiisch getroffen und begründet. Die Entscheidungen sind

aufgrund der besonderen Situation der betreffenden Personen,
insbesondere im Hinblick auf die in Artikel 17 genannten
Personen, unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprin-
zips zu treffen. Die Mitgliedstaaten gewährleisten in jedem Fall
Zugang zur medizinischen Notversorgung.

(5) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass materielle
Vorteile im Rahmen der Aufnahmebedingungen nicht entzogen
oder eingeschränkt werden, bevor eine abschlägige Entschei-
dung ergeht.

KAPITEL IV

BESTIMMUNGEN BETREFFEND BESONDERS BEDÜRFTIGE
PERSONEN

Artikel 17

Allgemeiner Grundsatz

(1) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in den nationalen
Rechtsvorschriften zur Durchführung des Kapitels II betreffend
die materiellen Aufnahmebedingungen sowie die medizinische
Versorgung die spezielle Situation von besonders schutzbedür-
ftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjäh-
rigen, Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleiner-
ziehenden mit minderjährigen Kindern und Personen, die
Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychi-
scher, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.

(2) Absatz 1 gilt ausschließlich für Personen, die nach einer
Einzelprüfung ihrer Situation als besonders hilfebedürftig aner-
kannt werden.

Artikel 18

Minderjährige

(1) Bei der Anwendung der Minderjährige berührenden
Bestimmungen der Richtlinie berücksichtigen die Mitglied-
staaten vorrangig das Wohl des Kindes.

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Minderjäh-
rige, die Opfer irgendeiner Form von Missbrauch, Vernachlässi-
gung, Ausbeutung, Folter, grausamer, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung gewesen sind oder unter bewaff-
neten Konflikten gelitten haben, Rehabilitationsmaßnahmen in
Anspruch nehmen können und dass im Bedarfsfall eine geeig-
nete psychologische Betreuung und eine qualifizierte Beratung
angeboten wird.

Artikel 19

Unbegleitete Minderjährige

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen so bald wie möglich für die
erforderliche Vertretung von unbegleiteten Minderjährigen; die
Vertretung übernimmt ein gesetzlicher Vormund oder erfor-
derlichenfalls eine Organisation, die für die Betreuung und das
Wohlergehen von Minderjährigen verantwortlich ist, oder eine
andere geeignete Instanz. Die zuständigen Behörden nehmen
regelmäßige Bewertungen vor.
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(2) Asyl beantragende unbegleitete Minderjährige werden ab
dem Zeitpunkt der Zulassung in das Hoheitsgebiet bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem sie den Aufnahmemitgliedstaat, in dem der
Antrag gestellt worden ist oder geprüft wird, verlassen müssen,
nach folgender Rangordnung aufgenommen:

a) bei erwachsenen Verwandten;

b) in einer Pflegefamilie;

c) in Aufnahmezentren mit speziellen Einrichtungen für
Minderjährige;

d) in anderen für Minderjährige geeigneten Unterkünften.

Die Mitgliedstaaten können unbegleitete Minderjährige ab 16
Jahren in Aufnahmezentren für erwachsene Asylbewerber
unterbringen.

Geschwister sollen möglichst zusammen bleiben, wobei das
Wohl des betreffenden Minderjährigen, insbesondere sein Alter
und sein Reifegrad, zu berücksichtigen ist. Wechsel des Aufent-
haltsorts sind bei unbegleiteten Minderjährigen auf ein
Mindestmaß zu beschränken.

(3) Die Mitgliedstaaten bemühen sich im Interesse des Wohls
des unbegleiteten Minderjährigen, dessen Familienangehörigen
so bald wie möglich ausfindig zu machen. In Fällen, in denen
das Leben oder die Unversehrtheit des Minderjährigen oder
seiner nahen Verwandten bedroht sein könnte, insbesondere
wenn diese im Herkunftsland geblieben sind, ist darauf zu
achten, dass die Erfassung, Verarbeitung und Weitergabe von
Informationen über diese Personen vertraulich erfolgt, um ihre
Sicherheit nicht zu gefährden.

(4) Das Betreuungspersonal für unbegleitete Minderjährige
muss im Hinblick auf die Bedürfnisse des Minderjährigen
adäquat ausgebildet sein oder werden und unterliegt in Bezug
auf die Informationen, die es durch seine Arbeit erhält, der
Schweigepflicht, wie sie im nationalen Recht definiert ist.

Artikel 20

Opfer von Folter und Gewalt

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen, die
Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten
haben, im Bedarfsfall die Behandlung erhalten, die für Schäden,
welche ihnen durch die genannten Handlungen zugefügt
wurden, erforderlich ist.

KAPITEL V

RECHTSMITTEL

Artikel 21

Rechtsmittel

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gegen abschlägige
Entscheidungen im Zusammenhang mit der Gewährung von
Zuwendungen gemäß dieser Richtlinie oder gegen Entschei-
dungen gemäß Artikel 7, die Asylbewerber individuell
betreffen, Rechtsmittel nach den in den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften vorgesehenen Verfahren eingelegt werden

können. Zumindest in der letzten Instanz ist die Möglichkeit
einer Berufung oder einer Revision vor einem Gericht zu
gewähren.

(2) Die Verfahren für den Zugang zu Rechtsbeistand in
solchen Fällen werden im einzelstaatlichen Recht vorgesehen.

KAPITEL VI

MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER EFFIZIENZ DES
AUFNAHMESYSTEMS

Artikel 22

Zusammenarbeit

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission regelmäßig
nach Geschlecht und Alter aufgeschlüsselte Angaben über die
Zahl der unter die Aufnahmebedingungen fallenden Personen
sowie vollständige Informationen über Art, Bezeichnung und
Form der Dokumente, auf die in Artikel 6 verwiesen wird.

Artikel 23

System zur Lenkung, Überwachung und Steuerung

Die Mitgliedstaaten gewährleisten unter gebührender Wahrung
ihrer verfassungsrechtlichen Struktur eine geeignete Lenkung,
Überwachung und Steuerung des Niveaus der Aufnahmebedin-
gungen.

Artikel 24

Personal und Ressourcen

(1) Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die Behörden und Organisationen, die
diese Richtlinie durchführen, die nötige Grundausbildung
erhalten haben, um den Bedürfnissen männlicher und weibli-
cher Asylbewerber entsprechen zu können.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen die Ressourcen bereit, die im
Zusammenhang mit den nationalen Durchführungsvorschriften
zu dieser Richtlinie erforderlich sind.

KAPITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 25

Berichterstattung

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und
dem Rat bis zum 6. August 2006 Bericht über die Anwendung
dieser Richtlinie und schlägt gegebenenfalls Änderungen vor.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 6.
Februar 2006 alle für die Erstellung dieses Berichts sachdienli-
chen Informationen, einschließlich der statistischen Angaben
gemäß Artikel 22.

Nach Vorlage des Berichts erstattet die Kommission dem
Europäischen Parlament und dem Rat mindestens alle fünf
Jahre Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie.
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Artikel 26

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie bis zum
6. Februar 2005 nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf den
unter diese Richtlinie fallenden Gebieten erlassen.

Artikel 27

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 28

Adressaten

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 27. Januar 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. PAPANDREOU
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RICHTLINIE 2001/55/EG DES RATES
vom 20. Juli 2001

über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms
von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen,
die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die

Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Nummer 2 Buch-
staben a) und b),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Asylpolitik
einschließlich einer gemeinsamen europäischen Asylre-
gelung ist ein wesentlicher Bestandteil des Ziels der
Europäischen Union, schrittweise einen Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen
offen steht, die wegen besonderer Umstände rechtmäßig
um Schutz in der Europäischen Union nachsuchen.

(2) In den vergangenen Jahren sind die Fälle von Massenzu-
strömen von Vertriebenen, die nicht in ihr Herkunfts-
land zurückkehren können, in Europa bedeutsamer
geworden. In diesen Fällen kann es erforderlich sein, eine
Sonderregelung zu schaffen, die den betreffenden
Personen sofort einen vorübergehenden Schutz bietet.

(3) Die Mitgliedstaaten und die Organe der Gemeinschaft
haben ihre Besorgnis angesichts der Lage der Vertrie-
benen in den Schlussfolgerungen über Vertriebene aus
dem ehemaligen Jugoslawien zum Ausdruck gebracht,
welche die für Einwanderungsfragen zuständigen Minis-
ter auf ihren Tagungen vom 30. November und 1.
Dezember 1992 in London und vom 1. und 2. Juni
1993 in Kopenhagen angenommen haben.

(4) Der Rat hat am 25. September 1995 eine Entschließung
zur Lastenverteilung hinsichtlich der Aufnahme und des
vorübergehenden Aufenthalts von Vertriebenen (5) ange-
nommen und am 4. März 1996 den Beschluss 96/198/JI
über ein Warn- und ein Dringlichkeitsverfahren zur
Lastenverteilung hinsichtlich der Aufnahme und des
vorübergehenden Aufenthalts von Vertriebenen (6)
gefasst.

(5) Der Aktionsplan des Rates und der Kommission vom 3.
Dezember 1998 (7) sieht vor, dass gemäß dem Vertrag
von Amsterdam so schnell wie möglich Mindestnormen
für den vorübergehenden Schutz Vertriebener aus dritten
Ländern, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren
können, festzulegen und Maßnahmen zur Förderung
einer ausgewogenen Verteilung der mit der Aufnahme
dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme
verbundenen Belastungen auf die Mitgliedstaaten zu
ergreifen sind.

(6) Der Rat hat am 27. Mai 1999 Schlussfolgerungen betref-
fend die Vertriebenen aus dem Kosovo angenommen. In
diesen Schlussfolgerungen werden die Kommission und
die Mitgliedstaaten aufgefordert, bei der Ausarbeitung
von Maßnahmen gemäß dem Vertrag auf ihre bei der
Bewältigung der Kosovo-Krise gewonnenen Erfahrungen
zurückzugreifen.

(7) Der Europäische Rat hat auf seiner Sondertagung vom
15. und 16. Oktober 1999 in Tampere bekräftigt, dass
in der Frage des vorübergehenden Schutzes für Vertrie-
bene auf der Grundlage der Solidarität zwischen den
Mitgliedstaaten Einvernehmen erzielt werden muss.

(8) Daher ist es erforderlich, Mindestnormen für die Gewäh-
rung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massen-
zustroms von Vertriebenen festzulegen und Maßnahmen
zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der mit
der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser
Aufnahme verbundenen Belastungen auf die Mitglied-
staaten vorzusehen.

(9) Diese Normen und Maßnahmen sind aus Gründen der
Effizienz, der Kohärenz und der Solidarität sowie insbe-
sondere zur Vermeidung von Sekundärbewegungen eng
miteinander verknüpft. Sie sollten daher in einem
einzigen Rechtsakt festgelegt werden.

(10) Dieser vorübergehende Schutz sollte mit den internatio-
nalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten gegenüber
Flüchtlingen in Einklang stehen. Vor allem darf er nicht
die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft im Rahmen
des von allen Mitgliedstaaten ratifizierten Genfer
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge in der durch das New Yorker Protokoll
vom 31. Januar 1967 geänderten Fassung berühren.

(1) ABl. C 311 E vom 31.10.2000, S. 251.
(2) Stellungnahme vom 13. März 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
(3) ABl. C 155 vom 29.5.2001, S. 21.
(4) Stellungnahme vom 13. Juni 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
(5) ABl. C 262 vom 7.10.1995, S. 1.
(6) ABl. L 63 vom 13.3.1996, S. 10. (7) ABl. C 19 vom 20.1.1999, S. 1.
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(11) Das Mandat des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge und andere Personen, die inter-
nationalen Schutzes bedürfen, sollte geachtet werden
und der der Schlussakte des Vertrags von Amsterdam
beigefügten Erklärung Nr. 17 zu Artikel 63 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, wonach
in asylpolitischen Angelegenheiten Konsultationen mit
dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge und anderen einschlägigen internationalen
Organisationen aufgenommen werden, sollte Folge ge-
leistet werden.

(12) Da es sich um Mindestnormen handelt, steht es den
Mitgliedstaaten naturgemäß frei, im Falle eines Massen-
zustroms von Vertriebenen für die durch den vorüberge-
henden Schutz begünstigten Personen günstigere Bedin-
gungen vorzusehen oder beizubehalten.

(13) Angesichts des besonderen Charakters der in dieser
Richtlinie enthaltenen Bestimmungen zur Bewältigung
eines Massenzustroms oder eines nahe bevorstehenden
Massenzustroms von Vertriebenen aus Drittländern, die
nicht in der Lage sind, in ihr Herkunftsland zurückzu-
kehren, sollte der gewährte Schutz von beschränkter
Dauer sein.

(14) Das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebenen
sollte in einem Beschluss des Rates festgelegt werden, der
für alle Mitgliedstaaten gegenüber den von dem
Beschluss erfassten Vertriebenen verbindlich sein sollte.
Ferner sollten die Bedingungen für die Geltungsdauer
dieses Beschlusses festgelegt werden.

(15) Es ist angebracht, die Verpflichtungen der Mitglied-
staaten im Hinblick auf die Bedingungen für die
Aufnahme und den Aufenthalt von Personen festzu-
legen, die im Falle eines Massenzustroms von Vertrie-
benen durch den vorübergehenden Schutz begünstigt
werden. Diese Verpflichtungen sollten angemessen sein
und den betreffenden Personen ein adäquates Schutzni-
veau bieten.

(16) In Bezug auf die Behandlung von Personen, denen der
vorübergehende Schutz gemäß dieser Richtlinie gewährt
wird, sind die Mitgliedstaaten gehalten, die Verpflich-
tungen der völkerrechtlichen Instrumente, bei denen sie
Vertragspartei sind und nach denen eine Diskriminie-
rung verboten ist, einzuhalten.

(17) Die Mitgliedstaaten sollten im Benehmen mit der
Kommission geeignete Maßnahmen ergreifen, damit die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten den Schutz-
normen, die in der Richtlinie 95/46/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995
über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten und dem freien Verkehr
solcher Daten (1) entspricht.

(18) Im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten und den Bestimmungen des Vertrags
sollten Regeln für den Zugang zum Asylverfahren im
Rahmen des vorübergehenden Schutzes im Falle eines
Massenzustroms von Vertriebenen festgelegt werden.

(19) Für die Rückkehr in das Herkunftsland und die von den
Mitgliedstaaten zu ergreifenden Maßnahmen in Bezug
auf Personen, deren vorübergehender Schutz abgelaufen
ist, sollten Grundsätze und Maßnahmen festgelegt
werden.

(20) Es sollte ein Solidaritätsmechanismus geschaffen werden,
um dazu beizutragen, dass die Belastungen, die sich im
Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der
Aufnahme dieser Personen und den damit verbundenen
Folgen ergeben, auch ausgewogen auf die Mitgliedstaaten
verteilt werden. Der Mechanismus sollte zwei Aspekte
umfassen: zum einen die Finanzierung, zum anderen die
tatsächliche Aufnahme der betreffenden Personen in den
Mitgliedstaaten.

(21) Die Umsetzung des vorübergehenden Schutzes sollte mit
einer Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden
zwischen den Mitgliedstaaten im Benehmen mit der
Kommission einhergehen.

(22) Es müssen Kriterien festgelegt werden, nach denen
bestimmte Personen vom vorübergehenden Schutz im
Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen auszu-
schließen sind.

(23) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahme, nämlich
Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden
Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertrie-
benen sowie Maßnahmen zur Förderung einer ausgewo-
genen Verteilung der mit der Aufnahme dieser Personen
und den Folgen dieser Aufnahme verbundenen Belas-
tungen auf die Mitgliedstaaten, auf der Ebene der
Mitgliedstaaten nicht in ausreichender Weise erreicht
werden können und daher wegen des Umfangs und der
Wirkungen der vorgeschlagenen Maßnahme besser auf
Gemeinschaftsebene erreicht werden können, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Grundsatz der Subsidiarität
Maßnahmen ergreifen. Entsprechend dem in demselben
Artikel niedergelegten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht
diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieser
Ziele erforderliche Maß hinaus.

(24) Entsprechend Artikel 3 des Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands, das dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, hat das Vereinigte Königreich mit Schreiben vom 27.
September 2000 mitgeteilt, dass es sich an der Annahme
und Anwendung dieser Verordnung beteiligen möchte.

(25) Gemäß Artikel 1 des genannten Protokolls beteiligt sich
Irland nicht an der Annahme dieser Verordnung. Unbe-
schadet des Artikels 4 des genannten Protokolls gilt
diese Verordnung daher nicht für Irland.

(26) Nach den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks, das dem Vertrag über die Europä-
ische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft beigefügt ist, beteiligt sich Däne-
mark nicht an der Annahme dieses Beschlusses, der
daher für Dänemark nicht bindend oder anwendbar
ist —(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Ziel dieser Richtlinie ist es, Mindestnormen für die Gewährung
vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von
Vertriebenen aus Drittländern, die nicht in ihr Herkunftsland
zurückkehren können, festzulegen und eine ausgewogene
Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser
Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf
die Mitgliedstaaten zu fördern.

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „vorübergehender Schutz“ ein ausnahmehalber durchzufüh-
rendes Verfahren, das im Falle eines Massenzustroms oder
eines bevorstehenden Massenzustroms von Vertriebenen aus
Drittländern, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren
können, diesen Personen sofortigen, vorübergehenden
Schutz garantiert, insbesondere wenn auch die Gefahr
besteht, dass das Asylsystem diesen Zustrom nicht ohne
Beeinträchtigung seiner Funktionsweise und ohne Nachteile
für die betroffenen Personen oder andere um Schutz nach-
suchende Personen auffangen kann;

b) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Abkommen vom 28.
Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge in der
Fassung des New Yorker Protokolls vom 31. Januar 1967;

c) „Vertriebene“ Staatsangehörige von Drittländern oder Staa-
tenlose, die ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion
haben verlassen müssen oder insbesondere nach einem
entsprechenden Aufruf internationaler Organisationen
evakuiert wurden und wegen der in diesem Land herr-
schenden Lage nicht sicher und dauerhaft zurückkehren
können, und die gegebenenfalls in den Anwendungsbereich
von Artikel 1 Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention
oder von sonstigen internationalen oder nationalen Instru-
menten, die internationalen Schutz gewähren, fallen. Dies
gilt insbesondere für Personen,

i) die aus Gebieten geflohen sind, in denen ein bewaffneter
Konflikt oder dauernde Gewalt herrscht;

ii) die ernsthaft von systematischen oder weit verbreiteten
Menschenrechtsverletzungen bedroht waren oder Opfer
solcher Menschenrechtsverletzungen sind;

d) „Massenzustrom“ den Zustrom einer großen Zahl Vertrie-
bener, die aus einem bestimmten Land oder einem
bestimmten Gebiet kommen, unabhängig davon, ob der
Zustrom in die Gemeinschaft spontan erfolgte oder
beispielsweise durch ein Evakuierungsprogramm unterstützt
wurde;

e) „Flüchtlinge“ Staatsangehörige von Drittländern oder Staa-
tenlose im Sinne von Artikel 1 Abschnitt A der Genfer
Flüchtlingskonvention;

f) „unbegleitete Minderjährige“ Staatsangehörige von Dritt-
ländern oder Staatenlose unter 18 Jahren, die ohne Beglei-
tung eines gesetzlich oder nach den Gepflogenheiten für sie
verantwortlichen Erwachsenen in das Gebiet der Mitglied-
staaten einreisen, solange sie sich nicht tatsächlich in der
Obhut einer solchen Person befinden, oder Minderjährige,
die ohne Begleitung zurückgelassen werden, nachdem sie in
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates eingereist sind;

g) „Aufenthaltstitel“ die von den Behörden eines Mitgliedstaats
erteilte und entsprechend den Rechtsvorschriften ausge-
stellte Aufenthaltserlaubnis oder -genehmigung, die dem
Staatsangehörigen eines Drittlandes oder dem Staatenlosen
den Aufenthalt in seinem Gebiet gestattet.

h) „Bürge“ einen Drittstaatsangehörigen, der aufgrund eines
Beschlusses nach Artikel 5 vorübergehenden Schutz in
einem Mitgliedstaat genießt und der mit Familienangehö-
rigen zusammengeführt werden möchte.

Artikel 3

(1) Der vorübergehende Schutz berührt nicht die Anerken-
nung des Flüchtlingsstatus im Sinne der Genfer Flüchtlingskon-
vention.

(2) Die Mitgliedstaaten führen den vorübergehenden Schutz
unter Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie
ihrer Verpflichtungen hinsichtlich der Nichtzurückweisung
durch.

(3) Die Einleitung, Durchführung und Beendigung des
vorübergehenden Schutzes sind Gegenstand regelmäßiger
Konsultationen mit dem Hohen Kommissar der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge („UNHCR“) und anderen einschlägigen
internationalen Organisationen.

(4) Die Richtlinie findet nicht auf Personen Anwendung, die
von den Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten dieser Richtlinie im
Rahmen von Regelungen über den vorübergehenden Schutz
aufgenommen wurden.

(5) Die Richtlinie berührt nicht die Befugnis der Mitglied-
staaten, für Personen, die durch den vorübergehenden Schutz
begünstigt werden, günstigere Regelungen zu treffen oder
beizubehalten.

KAPITEL II

Dauer und Durchführung des vorübergehenden Schutzes

Artikel 4

(1) Unbeschadet des Artikels 6 beträgt die Dauer des
vorübergehenden Schutzes ein Jahr. Wird der vorübergehende
Schutz nicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) beendet,
so verlängert er sich automatisch um jeweils sechs Monate,
höchstens jedoch um ein Jahr.

(2) Bei Fortbestehen von Gründen für den vorübergehenden
Schutz kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission, die außerdem jeden Antrag eines Mitglied-
staats prüft, wonach sie dem Rat einen Vorschlag unterbreiten
soll, beschließen, diesen vorübergehenden Schutz um bis zu
einem Jahr zu verlängern.
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Artikel 5

(1) Das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebenen
wird durch einen Beschluss des Rates festgestellt. Dieser
Beschluss ergeht mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der
Kommission, die außerdem jeden Antrag eines Mitgliedstaats
prüft, wonach sie dem Rat einen Vorschlag unterbreiten soll.

(2) Der Vorschlag der Kommission enthält mindestens
Folgendes:

a) Beschreibung der spezifischen Personengruppen, denen
vorübergehender Schutz gewährt wird;

b) Zeitpunkt, zu dem der vorübergehende Schutz wirksam
wird;

c) eine Schätzung des Umfangs der Wanderbewegungen von
Vertriebenen.

(3) Aufgrund des Beschlusses des Rates wird in allen
Mitgliedstaaten der vorübergehende Schutz gemäß dieser Richt-
linie zugunsten der Vertriebenen, die Gegenstand des
Beschlusses sind, eingeführt. Der Beschluss enthält mindestens
Folgendes:

a) Beschreibung der spezifischen Personengruppen, denen
vorübergehender Schutz gewährt wird;

b) Zeitpunkt des Wirksamwerdens des vorübergehenden
Schutzes;

c) Informationen der Mitgliedstaaten über ihre Aufnahmekapa-
zität;

d) Informationen der Kommission, des UNHCR und anderer
einschlägiger internationaler Organisationen.

(4) Der Beschluss des Rates wird auf Folgendes gestützt:

a) Prüfung der Lage und des Umfangs der Wanderbewegungen
von Vertriebenen;

b) Bewertung der Zweckmäßigkeit der Einleitung des vorüber-
gehenden Schutzes unter Berücksichtigung der Möglich-
keiten zur Gewährung von Soforthilfe und für vor Ort zu
treffende Maßnahmen oder der Unzulänglichkeit solcher
Maßnahmen;

c) Angaben der Mitgliedstaaten, der Kommission, des UNHCR
und anderer einschlägiger internationaler Organisationen.

(5) Das Europäische Parlament wird über den Beschluss des
Rates informiert.

Artikel 6

(1) Der vorübergehende Schutz wird beendet:

a) bei Erreichen der Höchstdauer oder

b) jederzeit aufgrund eines Beschlusses des Rates, der mit quali-
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission ergeht, die
außerdem jeden Antrag eines Mitgliedstaats prüft, wonach
sie dem Rat einen Vorschlag unterbreiten soll.

(2) Der Beschluss des Rates gründet auf der Feststellung,
dass die Lage im Herkunftsland eine sichere, dauerhafte Rück-
kehr der Personen, denen der vorübergehende Schutz gewährt

wurde, unter Wahrung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sowie der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsicht-
lich der Nichtzurückweisung zulässt. Das Europäische Parla-
ment wird über den Beschluss des Rates informiert.

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten können den vorübergehenden Schutz
gemäß dieser Richtlinie weiteren — von dem Beschluss des
Rates nach Artikel 5 nicht erfassten — Gruppen von Vertrie-
benen gewähren, sofern sie aus den gleichen Gründen
vertrieben wurden und aus demselben Herkunftsland oder
derselben Herkunftsregion kommen. Die Mitgliedstaaten unter-
richten davon umgehend den Rat und die Kommission.

(2) Wird auf die Möglichkeit nach Absatz 1 zurückgegriffen,
finden die Artikel 24, 25 und 26 keine Anwendung; dies gilt
nicht für die strukturelle Unterstützung, die im Rahmen des mit
der Entscheidung 2000/596/EG (1) errichteten Europäischen
Flüchtlingsfonds nach den in jener Entscheidung festgelegten
Bedingungen gewährt wird.

KAPITEL III

Pflichten der Mitgliedstaaten gegenüber Personen, die
vorübergehenden Schutz genießen

Artikel 8

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit die Personen, die vorübergehenden Schutz
genießen, für die gesamte Dauer des Schutzes über einen
Aufenthaltstitel verfügen. Sie stellen entsprechende Dokumente
oder andere gleichwertige Nachweise aus.

(2) Ungeachtet der Gültigkeitsdauer der Aufenthaltstitel
gemäß Absatz 1 muss die Behandlung, die die Mitgliedstaaten
Personen gewähren, die vorübergehenden Schutzes genießen,
zumindest der in den Artikeln 9 bis 16 festgelegten Behand-
lung entsprechen.

(3) Die Mitgliedstaaten gewähren Personen, die zum Zwecke
des vorübergehenden Schutzes zugelassen werden sollen, erfor-
derlichenfalls jede Hilfe zur Erlangung der erforderlichen Visa,
einschließlich Transitvisa. Die Förmlichkeiten sind angesichts
der Dringlichkeit der Lage auf das Mindestmaß zu begrenzen.
Die Gebühren für die Visa sollten entfallen oder auf einen
Mindestbetrag herabgesetzt werden.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten händigen den Personen, die vorüberge-
henden Schutz genießen, ein Dokument in einer Sprache aus,
von der angenommen werden kann, dass diese Personen sie
verstehen; in dem Dokument sind die für diese Personen
bedeutsamen Bestimmungen zum vorübergehenden Schutz in
klarer Form dargelegt.

Artikel 10

Um die wirksame Anwendung des in Artikel 5 genannten
Beschlusses des Rates zu ermöglichen, erstellen die Mitglied-
staaten ein Register der personenbezogenen Daten nach
Anhang II Buchstabe a) zu den Personen, die in ihrem Hoheits-
gebiet vorübergehenden Schutz genießen.

(1) ABl. L 252 vom 6.10.2000, S. 12.
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Artikel 11

Ein Mitgliedstaat muss eine Person, die in seinem Hoheitsgebiet
vorübergehenden Schutz genießt, rückübernehmen, wenn diese
sich während des von dem Beschluss des Rates nach Artikel 5
erfassten Zeitraums unrechtmäßig im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats aufhält oder versucht, unrechtmäßig in
dieses einzureisen. Die Mitgliedstaaten können auf der Grund-
lage einer bilateralen Vereinbarung beschließen, dass dieser
Artikel keine Anwendung findet.

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten gestatten Personen, die vorübergehenden
Schutz genießen, für einen Zeitraum, der den des vorüberge-
henden Schutzes nicht übersteigt, die Ausübung einer abhän-
gigen oder selbständigen Erwerbstätigkeit nach für den jewei-
ligen Berufsstand geltenden Regeln sowie von Tätigkeiten in
Bereichen wie z. B. Bildungsangebote für Erwachsene, beruf-
liche Fortbildung und praktische Erfahrungen am Arbeitsplatz.
Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik können die Mitglied-
staaten EU-Bürgern, Staatsangehörigen der Vertragsparteien des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie
Drittstaatsangehörigen mit rechtmäßigem Aufenthalt, die
Arbeitslosengeld beziehen, Vorrang einräumen. Es sind die in
den Mitgliedstaaten geltenden allgemeinen Rechtsvorschriften
betreffend das Arbeitsentgelt, den Zugang zu Systemen der
sozialen Sicherheit im Rahmen der abhängigen oder selbstän-
digen Erwerbstätigkeit sowie sonstige Beschäftigungsbedin-
gungen anwendbar.

Artikel 13

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen,
die vorübergehenden Schutz genießen, angemessen unterge-
bracht werden oder gegebenenfalls Mittel für eine Unterkunft
erhalten.

(2) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die Personen, die
vorübergehenden Schutz genießen, die notwendige Hilfe in
Form von Sozialleistungen und Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts sowie im Hinblick auf die medizinische
Versorgung erhalten, sofern sie nicht über ausreichende Mittel
verfügen. Unbeschadet des Absatzes 4 umfasst die notwendige
Hilfe im Hinblick auf die medizinische Versorgung mindestens
die Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behandlung
von Krankheiten.

(3) Üben die Personen, die vorübergehenden Schutz
genießen, eine abhängige oder selbständige Erwerbstätigkeit
aus, so ist bei der Festlegung der beabsichtigten Unterstützung
ihrer Fähigkeit, selbst für ihren Unterhalt aufzukommen, Rech-
nung zu tragen.

(4) Die Mitgliedstaaten gewähren Personen, die vorüberge-
henden Schutz genießen und besondere Bedürfnisse haben,
beispielsweise unbegleitete Minderjährige oder Personen, die
Opfer von Folter, Vergewaltigung oder sonstigen schwerwie-
genden Formen psychischer, körperlicher oder sexueller Gewalt
geworden sind, die erforderliche medizinische oder sonstige
Hilfe.

Artikel 14

(1) Die Mitgliedstaaten gestatten Personen unter 18 Jahren,
die vorübergehenden Schutz genießen, in gleicher Weise wie
den Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaats den Zugang

zum Bildungssystem. Die Mitgliedstaaten können verfügen,
dass der Zugang auf das öffentliche Bildungssystem beschränkt
bleiben muss.

(2) Die Mitgliedstaaten können Erwachsenen, die vorüberge-
henden Schutz genießen, den Zugang zum allgemeinen
Bildungssystem gestatten.

Artikel 15

(1) Im Sinne dieses Artikels gelten in Fällen, in denen Fami-
lien bereits im Herkunftsland bestanden und im Zuge des
Massenzustroms getrennt wurden, folgende Personen als Fami-
lienangehörige:

a) der Ehegatte des Bürgen oder der nicht verheiratete Partner
des Bürgen, der mit diesem eine dauerhafte Beziehung führt,
sofern gemäß den Rechtsvorschriften oder den Gepflogen-
heiten des betreffenden Mitgliedstaats nicht verheiratete
Paare ähnlich behandelt werden wie verheiratete Paare nach
dessen Ausländerrecht; die minderjährigen ledigen Kinder
des Bürgen oder seines Ehegatten, gleichgültig, ob es sich
um ehelich oder außerehelich geborene oder adoptierte
Kinder handelt;

b) andere enge Verwandte, die zum Zeitpunkt der den Massen-
zustrom auslösenden Ereignisse innerhalb des Familienver-
bands lebten und zu diesem Zeitpunkt für ihren Unterhalt
vollständig oder größtenteils auf den Bürgen angewiesen
waren.

(2) In Fällen, in denen die getrennten Familienangehörigen
in verschiedenen Mitgliedstaaten vorübergehenden Schutz
genießen, führen die Mitgliedstaaten die Familienangehörigen
zusammen, wenn sie nach ihrer Überzeugung unter die
Beschreibung in Absatz 1 Buchstabe a) fallen, wobei der
Wunsch der Familienangehörigen berücksichtigt wird. Die
Mitgliedstaaten können Familienangehörige zusammenführen,
wenn sie nach ihrer Überzeugung unter die Beschreibung in
Absatz 1 Buchstabe b) fallen, wobei sie im Einzelfall die außer-
gewöhnliche Härte berücksichtigen, die eine unterbleibende
Familienzusammenführung für die Betreffenden bedeuten
würde.

(3) Wenn der Bürge in einem Mitgliedstaat vorübergehenden
Schutz genießt und eines oder mehrere seiner Familienangehö-
rigen sich noch nicht in einem Mitgliedstaat befinden, führt der
Mitgliedstaat, in dem der Bürge vorübergehenden Schutz
genießt, schutzbedürftige Familienangehörige mit dem Bürgen
zusammen, wenn sie nach seiner Überzeugung unter die
Beschreibung in Absatz 1 Buchstabe a) fallen. Der Mitgliedstaat
kann schutzbedürftige Familienangehörige mit dem Bürgen
zusammenführen, wenn sie nach seiner Überzeugung unter die
Beschreibung in Absatz 1 Buchstabe b) fallen, wobei er im
Einzelfall die außergewöhnliche Härte berücksichtigt, die eine
unterbleibende Familienzusammenführung für die Betreffenden
bedeuten würde.

(4) Bei der Anwendung dieses Artikels berücksichtigen die
Mitgliedstaaten das Wohl des Kindes.

(5) Die betreffenden Mitgliedstaaten entscheiden unter
Berücksichtigung der Artikel 25 und 26, in welchem Mitglied-
staat die Zusammenführung erfolgen soll.
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(6) Den zusammengeführten Familienangehörigen werden
im Rahmen des vorübergehenden Schutzes Aufenthaltstitel
gewährt. Hierzu werden Dokumente oder andere gleichwertige
Nachweise ausgestellt. Bei Überstellungen in das Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats zwecks Familienzusammenführung
nach Absatz 2 werden die ausgestellten Aufenthaltstitel einge-
zogen; die Verpflichtungen gegenüber den Personen, die
vorübergehenden Schutz genießen, in dem verlassenen
Mitgliedstaat erlöschen.

(7) Die praktische Umsetzung dieses Artikels kann in
Zusammenarbeit mit den beteiligten internationalen Organisa-
tionen erfolgen.

(8) Ein Mitgliedstaat erteilt auf Ersuchen eines anderen
Mitgliedstaates gemäß Anhang II über Personen, die vorüberge-
henden Schutz genießen, die Informationen, die zur Bearbei-
tung einer unter diesen Artikel fallenden Angelegenheit benö-
tigt werden.

Artikel 16

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen so bald wie möglich für die
erforderliche Vertretung von unbegleiteten Minderjährigen, die
vorübergehenden Schutz genießen; die Vertretung übernimmt
ein gesetzlicher Vormund oder erforderlichenfalls eine Organi-
sation, die für die Betreuung und das Wohlergehen der Minder-
jährigen verantwortlich ist, oder eine andere geeignete Instanz.

(2) Während der Dauer des vorübergehenden Schutzes
sorgen die Mitgliedstaaten für die Unterbringung der unbeglei-
teten Minderjährigen

a) bei volljährigen Verwandten;

b) in einer Pflegefamilie;

c) in Aufnahmezentren mit speziellen Einrichtungen für
Minderjährige oder anderen Unterkünften mit geeigneten
Einrichtungen für Minderjährige;

d) bei der Person, die sich seiner auf der Flucht angenommen
hat.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
diese Unterbringung zu ermöglichen. Die Mitgliedstaaten
prüfen, ob die betreffende(n) volljährige(n) Person(en) mit der
Unterbringung einverstanden sind. Die Wünsche von Kindern
werden unter Beachtung ihres Alters und ihrer Reife berück-
sichtigt.

KAPITEL IV

Zugang zum Asylverfahren im Rahmen des vorüber-
gehenden Schutzes

Artikel 17

(1) Es ist zu gewährleisten, dass Personen, die vorüberge-
henden Schutz genießen, jederzeit einen Asylantrag stellen
können.

(2) Die Prüfung etwaiger bei Ablauf des vorübergehenden
Schutzes noch nicht bearbeiteter Asylanträge dieser Personen

ist nach Ablauf des vorübergehenden Schutzes zum Abschluss
zu bringen.

Artikel 18

Die Kriterien und Verfahren für die Bestimmung des Mitglied-
staats, der für die Prüfung eines Asylantrags zuständig ist,
finden Anwendung. Insbesondere ist für die Prüfung eines
Asylantrags einer Person, die nach dieser Richtlinie vorüberge-
henden Schutz genießt, der Mitgliedstaat zuständig, der der
Überstellung dieser Person in sein Hoheitsgebiet zugestimmt
hat.

Artikel 19

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die sich aus
dem vorübergehenden Schutz ergebenden Rechte nicht mit
dem Status eines Asylbewerbers, dessen Antrag geprüft wird,
kumuliert werden können.

(2) Wird eine Person, die für den vorübergehenden Schutz
in Betracht kommt oder vorübergehenden Schutz genießt, nach
Prüfung ihres Asylantrags nicht als Flüchtling anerkannt oder
wird ihr gegebenenfalls keine andere Art von Schutz gewährt,
so sehen die Mitgliedstaaten unbeschadet des Artikels 28 vor,
dass die betreffende Person für die verbleibende Schutzdauer
weiterhin vorübergehenden Schutz genießt oder in den Genuss
dieses Schutzes gelangt.

KAPITEL V

Rückkehr und Maßnahmen nach Ablauf des vorüber-
gehenden Schutzes

Artikel 20

Nach Ablauf des vorübergehenden Schutzes finden die allge-
meinen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz
und über Ausländer unbeschadet der Artikel 21, 22 und 23
Anwendung.

Artikel 21

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um die freiwillige Rückkehr von Personen, die
vorübergehenden Schutz genießen oder deren vorübergehender
Schutz abgelaufen ist, zu ermöglichen. Die Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass die Bestimmungen hinsichtlich der freiwil-
ligen Rückkehr von Personen, die vorübergehenden Schutz
genießen, die Rückkehr unter Achtung der Menschenwürde
ermöglichen.

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass diese Personen ihre
Entscheidung zur Rückkehr in voller Kenntnis der Sachlage
treffen. Sie können die Möglichkeit der Durchführung von
Sondierungsbesuchen vorsehen.

(2) Solange der vorübergehende Schutz weiter besteht,
prüfen die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der Lage im
Herkunftsland wohlwollend die Anträge von Personen, die
vorübergehenden Schutz genossen und ihr Recht auf freiwillige
Rückkehr wahrgenommen haben, auf Rückkehr in den Aufnah-
memitgliedstaat.
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(3) Bei Ablauf des vorübergehenden Schutzes können die
Mitgliedstaaten die Verpflichtungen nach Kapitel III bis zum
Zeitpunkt der Rückkehr auf solche Personen ausdehnen, die
vom vorübergehenden Schutz erfasst waren und an einem
Programm zur freiwilligen Rückkehr teilnehmen. Diese
Ausdehnung gilt bis zum Zeitpunkt der Rückkehr.

Artikel 22

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Zwangsrückführung
von Personen, deren vorübergehender Schutz abgelaufen ist
und die für eine Aufnahme nicht in Frage kommen, unter
Wahrung der menschlichen Würde erfolgt.

(2) Im Falle einer Zwangsrückführung prüfen die Mitglied-
staaten, ob etwaige zwingende humanitäre Gründe vorliegen,
die die Rückkehr in besonderen Fällen als unmöglich oder
unzumutbar erscheinen lassen.

Artikel 23

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkeh-
rungen betreffend die Aufenthaltsbedingungen von Personen,
die vorübergehenden Schutz genossen haben und denen eine
Reise angesichts ihres Gesundheitszustands vernünftigerweise
nicht zugemutet werden kann, beispielsweise wenn eine Unter-
brechung ihrer Behandlung schwerwiegende Konsequenzen für
sie hätte. Solange diese Situation andauert, werden sie nicht
abgeschoben.

(2) Die Mitgliedstaaten können Familien mit minderjährigen
Kindern, die eine Schulausbildung in einem Mitgliedstaat absol-
vieren, Aufenthaltsbedingungen gewähren, die es den betref-
fenden Kindern ermöglichen, den laufenden Schulabschnitt zu
beenden.

KAPITEL VI

Solidarität

Artikel 24

Die in der Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen werden aus
Mitteln des mit der Entscheidung 2000/596/EG errichteten
Europäischen Flüchtlingsfonds nach den in dieser Entscheidung
festgelegten Bedingungen unterstützt.

Artikel 25

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen im Sinne der Gemeinschafts-
solidarität Personen auf, die für den vorübergehenden Schutz in
Betracht kommen. Sie geben — anhand von Zahlen oder allge-
mein — ihre Aufnahmekapazität an. Diese Angaben werden in
dem Beschluss des Rates nach Artikel 5 aufgeführt. Nach
Annahme dieses Beschlusses können die Mitgliedstaaten zusätz-
liche Aufnahmekapazitäten durch eine entsprechende Mittei-
lung an den Rat und die Kommission angeben. Der UNHCR ist
hierüber umgehend zu informieren.

(2) Die betreffenden Mitgliedstaaten tragen in Zusammenar-
beit mit den zuständigen internationalen Organisationen dafür
Sorge, dass die in dem Beschluss des Rates nach Artikel 5
festgelegten in Betracht kommenden Personen, die sich noch

nicht in der Gemeinschaft befinden, ihren Wunsch erklärt
haben, in ihr Hoheitsgebiet aufgenommen zu werden.

(3) Übersteigt infolge eines plötzlichen und massenhaften
Zustroms die Anzahl der Personen, die für den vorüberge-
henden Schutz in Betracht kommen, die Aufnahmekapazität
nach Absatz 1, so prüft der Rat die Lage umgehend und trifft
geeignete Maßnahmen, darunter die Empfehlung, den betrof-
fenen Mitgliedstaaten zusätzliche Unterstützung zu erteilen.

Artikel 26

(1) Während der Dauer des vorübergehenden Schutzes
arbeiten die Mitgliedstaaten bei der Verlegung des Wohnsitzes
von Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, von
einem Mitgliedstaat in einen anderen zusammen, wobei die
betreffenden Personen einer derartigen Verlegung zugestimmt
haben müssen.

(2) Jeder Mitgliedstaat informiert die anderen Mitgliedstaaten
über die beantragten Überstellungen und unterrichtet hierüber
die Kommission und den UNHCR. Die Mitgliedstaaten teilen
dem antragstellenden Mitgliedstaat ihre Aufnahmekapazität
mit.

(3) Ein Mitgliedstaat erteilt auf Ersuchen eines anderen
Mitgliedstaates gemäß Anhang II über eine Person, die vorüber-
gehenden Schutz genießt, die Informationen, die zur Bearbei-
tung einer unter diesen Artikel fallenden Angelegenheit benö-
tigt werden.

(4) Erfolgt eine Überstellung in einen anderen Mitgliedstaat,
so verliert der in dem ersten Mitgliedstaat ausgestellte Aufent-
haltstitel seine Gültigkeit und es erlöschen die sich aus dem
vorübergehenden Schutz ergebenden Verpflichtungen dieses
Mitgliedstaats gegenüber den betreffenden Personen. Der neue
Aufnahmemitgliedstaat gewährt den betreffenden Personen
vorübergehenden Schutz.

(5) Die Mitgliedstaaten verwenden das in Anhang I enthal-
tene Muster eines Laissez-passer für die Überstellung von
vorübergehenden Schutz genießenden Personen in einen
anderen Mitgliedstaat.

KAPITEL VII

Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden

Artikel 27

(1) Im Hinblick auf die bei Durchführung des vorüberge-
henden Schutzes erforderliche Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden benennen die Mitgliedstaaten je eine nationale
Kontaktstelle, deren genaue Angaben den anderen Mitglied-
staaten und der Kommission mitzuteilen sind. Die Mitglied-
staaten treffen in Abstimmung mit der Kommission die
notwendigen Vorkehrungen, um eine direkte Zusammenarbeit
und einen Informationsaustausch zwischen den zuständigen
Behörden zu ermöglichen.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln regelmäßig und so
schnell wie möglich die Zahl der Personen, die vorüberge-
henden Schutz genießen, sowie alle erforderlichen Angaben zu
den einzelstaatlichen Rechts und Verwaltungsvorschriften zur
Durchführung des vorübergehenden Schutzes.
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KAPITEL VIII

Besondere Bestimmungen

Artikel 28

(1) Die Mitgliedstaaten können eine Person vom vorüberge-
henden Schutz ausschließen, wenn

a) ernsthafte Gründe zur Annahme bestehen, dass
i) sie ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbre-
chen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im
Sinne der internationalen Übereinkünfte begangen hat,
die ausgearbeitet wurden, um Bestimmungen für diese
Verbrechen vorzusehen;

ii) sie vor ihrer Aufnahme in den Aufnahmemitgliedstaat
als Person, die vorübergehenden Schutz genießt, ein
schweres Verbrechen des gemeinen Rechts außerhalb
jenes Mitgliedstaates begangen hat. Die Schwere der zu
erwartenden Verfolgung ist gegen die Art der Straftat,
deren der Betroffene verdächtigt wird, abzuwägen.
Besonders grausame Handlungen können als schwere
Verbrechen des gemeinen Rechts eingestuft werden,
auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt
werden. Dies gilt sowohl für die an diesen Straftaten
Beteiligten als auch für ihre Anstifter.

iii) sie sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwi-
derlaufen;

b) triftige Gründe die Annahme rechtfertigen, dass sie eine
Gefahr für die Sicherheit des Aufnahmemitgliedstaates oder
in Anbetracht der Tatsache, dass sie wegen eines besonders
schweren Verbrechens rechtskräftig verurteilt wurde, eine
Gefahr für die Allgemeinheit im Aufnahmemitgliedstaat
darstellt.

(2) Diese Ausschlussgründe nach Absatz 1 beziehen sich nur
auf das persönliche Verhalten der betreffenden Personen. Die
entsprechenden Beschlüsse oder Maßnahmen tragen dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung.

KAPITEL IX

Schlussbestimmungen

Artikel 29

Die Personen, die von einem Mitgliedstaat vom vorüberge-
henden Schutz oder von der Familienzusammenführung ausge-
schlossen worden sind, sind berechtigt, in dem betreffenden
Mitgliedstaat Rechtsbehelfe einzulegen.

Artikel 30

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für Sanktionen fest, die bei
einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur
Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle
Maßnahmen, die erforderlich sind, um deren Durchsetzung zu
gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnis-
mäßig und abschreckend sein.

Artikel 31

(1) Spätestens zwei Jahre nach Ablauf der in Artikel 32
gesetzten Frist erstattet die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat Bericht über die Anwendung dieser
Richtlinie in den Mitgliedstaaten und schlägt gegebenenfalls die
notwendigen Änderungen vor. Die Mitgliedstaaten übermitteln
der Kommission alle für die Erstellung dieses Berichts erforder-
lichen Informationen.

(2) Nach Vorlage des Berichts nach Absatz 1 erstattet die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
mindestens alle fünf Jahre Bericht über die Anwendung dieser
Richtlinie in den Mitgliedstaaten.

Artikel 32

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens zum 31. Dezember 2002 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug-
nahme.

Artikel 33

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 34

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. Juli 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. VANDE LANOTTE
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ANHANG I
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ANHANG II

Die Informationen nach den Artikeln 10, 15 und 26 umfassen je nach Bedarf eines oder mehrere der nachstehend
aufgeführten Dokumente oder Angaben:

a) personenbezogene Daten zu der betreffenden Person (Name, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum und -ort, Familien-
stand, Verwandtschaftsverhältnis),

b) Identitäts- und Reisedokumente der betreffenden Person,

c) Dokumente zum Beweis der familiären Bande (Heirats-, Geburts-, Adoptionsurkunde),

d) sonstige für die Feststellung der Identität der Person oder der familiären Bande wesentliche Informationen,

e) von dem Mitgliedstaat in Bezug auf die betreffende Person ergangene Entscheidungen über die Erteilung oder die
Verweigerung der Aufenthaltserlaubnis von dem Mitgliedstaat für die betreffende Person ausgestellte Visa sowie
Dokumente, auf die diese Entscheidung gründet,

f) von der betreffenden Person gestellte Anträge auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis oder eines Visums, über die in
dem Mitgliedstaat noch nicht beschieden wurde, sowie Stand ihrer Bearbeitung.

Der Mitgliedstaat, der die Informationen übermittelt hat, teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat etwaige Richtigstellungen
von Informationen mit.
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ÜBEREINKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Island und dem Königreich Norwegen
über die Kriterien und Regelungen zur Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines

in einem Mitgliedstaat oder in Island oder Norwegen gestellten Asylantrags

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

und die

REPUBLIK ISLAND

und das

KÖNIGREICH NORWEGEN,

nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass die Mitgliedstaaten der Europäischen Union das Übereinkommen über die Bestimmung des
zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylan-
trags (1) geschlossen haben, das am 15. Juni 1990 in Dublin unterzeichnet wurde (nachstehend „Dubliner Überein-
kommen“ genannt),

UNTER HINWEIS DARAUF, dass gemäß Artikel 7 des vom Rat der Europäischen Union (nachstehend „Rat“ genannt) und
der Republik Island und dem Königreich Norwegen am 18. Mai 1999 geschlossenen Übereinkommens über die
Assoziierung der beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz-
stands (2) eine angemessene Vereinbarung über die Kriterien und Regelungen zur Bestimmung desjenigen Staates getroffen
werden soll, der für die Prüfung eines in einem der Mitgliedstaaten oder in Island oder Norwegen gestellten Asylantrags
zuständig ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher angemessen ist, die Bestimmungen des Dubliner Übereinkommens sowie die
einschlägigen Bestimmungen, die bereits vom Ausschuss nach Artikel 18 des Dubliner Übereinkommens angenommen
worden sind, in das vorliegende Übereinkommen aufzunehmen, wobei die Beziehungen, die durch das Dubliner Überein-
kommen zwischen seinen Vertragsparteien begründet wurden, unberührt bleiben,

IN DER ERWÄGUNG, dass die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (3)
(nachstehend „Datenschutz-Richtlinie“ genannt) bei der Verarbeitung von Daten für die Zwecke dieses Übereinkommens
von Island und Norwegen in derselben Weise anzuwenden ist, in der sie die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft anwenden,

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die in dieses Übereinkommen aufgenommenen Bestimmungen jedoch erforderlichenfalls
angepasst werden müssen, um der Stellung Islands und Norwegens als Nichtmitgliedstaaten Rechnung zu tragen,

IN DER ÜBERZEUGUNG, dass es erforderlich ist, in diesem Übereinkommen eine Regelung vorzusehen, die die Kohärenz
mit der Weiterentwicklung des gemeinschaftlichen Besitzstands insbesondere hinsichtlich der in Artikel 63 Nummer 1
Buchstabe a) des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft genannten Materien gewährleistet,

IN DER ÜBERZEUGUNG, dass die Zusammenarbeit mit der Republik Island und dem Königreich Norwegen im Hinblick
auf die Umsetzung, praktische Anwendung und Weiterentwicklung des Dubliner Übereinkommens auf allen Ebenen
organisiert werden muss,

IN DER ERWÄGUNG, dass es zu diesem Zweck erforderlich ist, eine Organisationsstruktur zu schaffen, die die
Assoziierung der Republik Island und des Königreichs Norwegen bei den Tätigkeiten in diesen Bereichen gewährleistet
und die Einbindung dieser Länder in diese Tätigkeiten im Rahmen eines Ausschusses ermöglicht,

IN DER ERWÄGUNG, dass der Rat am 11. Dezember 2000 die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 über die Einrichtung
von „Eurodac“ für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effektiven Anwendung des Dubliner Übereinkom-
mens (4) (nachstehend „Eurodac-Verordnung“ genannt) erlassen hat, um die Bestimmung der gemäß dem Dubliner
Übereinkommen für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen Vertragspartei zu erleichtern,

IN DER ERWÄGUNG, dass sich dieses Übereinkommen im Hinblick auf die parallele Umsetzung der Eurodac-Verordnung
in Island, Norwegen und den Europäischen Gemeinschaften auf die von dieser Verordnung erfassten Materien erstrecken
sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass Titel IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und die auf der Grundlage
dieses Titels erlassenen Rechtsakte nicht auf das Königreich Dänemark anwendbar sind, dass es Dänemark jedoch
ermöglicht werden sollte, sich auf Wunsch an dem vorliegenden Übereinkommen zu beteiligen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

(1) ABl. C 254 vom 19.8.1997, S. 1.
(2) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 36.
(3) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
(4) ABl. L 316 vom 15.12.2000, S. 1.
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Artikel 1

(1) Die Bestimmungen des Dubliner Übereinkommens, auf
die in Teil 1 des Anhangs zu dem vorliegenden Überein-
kommen verwiesen wird, sowie die Bestimmungen der in Teil 2
desselben Anhangs genannten Beschlüsse des mit Artikel 18
des Dubliner Übereinkommens eingesetzten Ausschusses
werden von Island und Norwegen umgesetzt und im Rahmen
ihrer gegenseitigen Beziehungen sowie ihrer Beziehungen zu
den Mitgliedstaaten nach Maßgabe von Absatz 4 angewandt.

(2) Die Mitgliedstaaten wenden die in Absatz 1 genannten
Bestimmungen nach Maßgabe von Absatz 4 in ihren Bezie-
hungen mit Island und Norwegen an.

(3) Die Bestimmungen der Datenschutz-Richtlinie, die für
die Mitgliedstaaten in Bezug auf die Daten gelten, die zum
Zwecke der Umsetzung und Anwendung der im Anhang
genannten Bestimmungen verarbeitet werden, sind von Island
und Norwegen entsprechend umzusetzen und anzuwenden.

(4) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 schließen in den im
Anhang genannten Bestimmungen Bezugnahmen auf die
„Mitgliedstaaten“ auch Island und Norwegen ein.

(5) Im Hinblick auf die parallele Umsetzung der Eurodac-
Verordnung in Island, Norwegen und der Europäischen
Gemeinschaft findet dieses Übereinkommen auf die Eurodac-
Verordnung unter Berücksichtigung der besonderen Lage
Norwegens und Islands als Nichtmitgliedstaaten der Europä-
ischen Union Anwendung.

Artikel 2

(1) Bei der Erarbeitung neuer Rechtsvorschriften auf der
Grundlage von Artikel 63 Nummer 1 Buchstabe a) des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in einem
Bereich, der vom Anhang zu diesem Übereinkommen oder von
Artikel 1 Absatz 5 erfasst ist, zieht die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften (nachstehend „Kommission“
genannt) informell Sachverständige aus Island und Norwegen
ebenso zurate, wie sie Sachverständige aus den Mitgliedstaaten
bei der Ausarbeitung sonstiger Vorschläge zurate zieht.

(2) Wenn die Kommission Vorschläge, die für dieses Über-
einkommen von Belang sind, dem Europäischen Parlament und
dem Rat übermittelt, so übermittelt sie diese in Kopie auch an
Island und Norwegen.

Auf Antrag einer Vertragspartei kann vorab im Rahmen des
mit Artikel 3 eingesetzten Gemeinsamen Ausschusses ein
Meinungsaustausch geführt werden.

(3) Die Vertragsparteien konsultieren einander erneut auf
Antrag einer der Vertragsparteien bei wichtigen Etappen vor
der Verabschiedung von Rechtsvorschriften im Rahmen eines
ständigen Informations- und Konsultationsprozesses im
Gemeinsamen Ausschuss. Nach der Verabschiedung der Rechts-
vorschriften gilt das in Artikel 4 Absätze 2 bis 7 festgelegte
Verfahren.

(4) Die Vertragsparteien arbeiten während der Informations-
und Konsultationsphase loyal zusammen, um die Tätigkeit des
Gemeinsamen Ausschusses gemäß diesem Übereinkommen am
Ende dieses Prozesses zu erleichtern.

(5) Die Vertreter der Regierungen Islands und Norwegens
sind berechtigt, zu von Absatz 1 erfassten Materien im
Gemeinsamen Ausschuss Anregungen vorzutragen.

(6) Die Kommission sichert den Sachverständigen Norwe-
gens und Islands je nach Materie die größtmögliche Beteiligung
an der Vorbereitung von Maßnahmenentwürfen zu, die sie den
Ausschüssen übermittelt, die sie bei der Wahrnehmung ihrer
Durchführungsbefugnisse unterstützen. In dieser Hinsicht zieht
sie bei der Ausarbeitung von Maßnahmenentwürfen Sachver-
ständige aus Island und Norwegen in gleicher Weise zurate, wie
sie Sachverständige aus den Mitgliedstaaten zurate zieht.

(7) In Fällen, in denen der Rat gemäß dem betreffenden
Ausschussverfahren befasst wird, übermittelt ihm die Kommis-
sion die Stellungnahmen der Sachverständigen Islands und
Norwegens.

Artikel 3

(1) Es wird ein Gemeinsamer Ausschuss aus Vertretern der
Vertragsparteien eingesetzt.

(2) Der Gemeinsame Ausschuss gibt sich einvernehmlich
eine Geschäftsordnung.

(3) Der Gemeinsame Ausschuss tritt auf Veranlassung seines
Vorsitzenden oder auf Antrag eines seiner Mitglieder
zusammen.

(4) Der Gemeinsame Ausschuss tritt je nach Bedarf auf der
entsprechenden Ebene zusammen, um die praktische Umset-
zung und Anwendung der vom Anhang erfassten Bestim-
mungen, einschließlich der neuen Rechtsakte und Maßnahmen
nach Artikel 1, die der mit Artikel 18 des Dubliner Überein-
kommens eingesetzte Ausschuss angenommen hat, zu prüfen
und einen Meinungsaustausch über die Ausarbeitung neuer
Rechtsvorschriften, die auf Artikel 63 Nummer 1 Buchstabe a)
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beruhen und die von Artikel 1 Absatz 5 oder vom Anhang
erfassten Materien berühren, zu führen.

Es wird davon ausgegangen, dass der gesamte Informationsaus-
tausch im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen im
Rahmen des Gemeinsamen Ausschusses stattfindet.

(5) Das Amt des Vorsitzenden des Gemeinsamen
Ausschusses wird abwechselnd jeweils für die Dauer von sechs
Monaten in alphabetischer Reihenfolge von dem Vertreter der
Europäischen Gemeinschaft und den Vertretern der Regie-
rungen Islands oder Norwegens wahrgenommen.

Artikel 4

(1) Verabschiedet der mit Artikel 18 des Dubliner Überein-
kommens eingesetzte Ausschuss neue Rechtsakte oder
Maßnahmen zu Materien nach Artikel 1, so werden diese
neuen Rechtsakte oder Maßnahmen vorbehaltlich des Absatzes
2 und sofern in ihnen nichts Anderes bestimmt ist, vom selben
Zeitpunkt an von den Mitgliedstaaten einerseits und von Island
und Norwegen andererseits angewandt.

(2) Die Kommission notifiziert Island und Norwegen unver-
züglich die Annahme der Rechtsakte oder Maßnahmen nach
Absatz 1. Island und Norwegen entscheiden unabhängig, ob sie
diesen zustimmen und sie in ihr innerstaatliches Recht
umsetzen. Die diesbezüglichen Entscheidungen werden dem
Generalsekretariat des Rates und der Kommission innerhalb
von 30 Tagen nach Annahme der betreffenden Rechtsakte oder
Maßnahmen notifiziert.
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(3) Kann der Inhalt eines solchen Rechtsakts oder einer
solchen Maßnahme für Island erst nach Erfüllung verfassungs-
rechtlicher Voraussetzungen rechtsverbindlich werden, so
unterrichtet Island das Generalsekretariat des Rates und die
Kommission davon zum Zeitpunkt der Notifizierung. Island
unterrichtet das Generalsekretariat des Rates und die Kommis-
sion so rasch wie möglich vor dem Zeitpunkt, der gemäß
Absatz 1 für das Inkrafttreten des betreffenden Rechtsakts oder
der betreffenden Maßnahme für Island vorgesehen ist, in
schriftlicher Form über die Erfüllung aller verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen.

(4) Kann der Inhalt eines solchen Rechtsakts oder einer
solchen Maßnahme für Norwegen erst nach Erfüllung verfas-
sungsrechtlicher Voraussetzungen rechtsverbindlich werden, so
unterrichtet Norwegen das Generalsekretariat des Rates und die
Kommission davon zum Zeitpunkt der Notifizierung.
Norwegen unterrichtet das Generalsekretariat des Rates und die
Kommission so rasch wie möglich, spätestens jedoch sechs
Monate nach der Notifizierung durch das zuständige Organ der
Europäischen Union, in schriftlicher Form über die Erfüllung
aller verfassungsrechtlichen Voraussetzungen. Von dem Zeit-
punkt an, der für das Inkrafttreten des betreffenden Rechtsakts
oder der betreffenden Maßnahme für Norwegen vorgesehen ist,
bis zur Mitteilung über die Erfüllung der verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen wendet Norwegen nach Möglichkeit den
Inhalt des Rechtsakts oder der Maßnahme vorläufig an.

(5) Die Zustimmung Islands und Norwegens zu den Rechts-
akten und Maßnahmen nach Absatz 1 begründet Rechte und
Pflichten zwischen Island und Norwegen sowie zwischen Island
und Norwegen einerseits und den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union andererseits.

(6) Für den Fall, dass

a) entweder Island oder Norwegen seine Entscheidung notifi-
ziert, dem Inhalt eines Rechtsakts oder einer Maßnahme
nach Absatz 1, auf den bzw. auf die die in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Verfahren angewandt wurden, nicht
zuzustimmen, oder

b) entweder Island oder Norwegen eine Notifizierung nicht
binnen der in Absatz 2 vorgesehenen Frist von 30 Tagen
vornimmt oder

c) Island vor dem für das Inkrafttreten des Rechtsakts oder der
Maßnahme vorgesehenen Zeitpunkt keine Notifizierung
vornimmt oder

d) Norwegen binnen der in Absatz 4 genannten Frist von sechs
Monaten keine Notifizierung vornimmt oder von dem Zeit-
punkt an, der für das Inkrafttreten des betreffenden Rechts-
akts oder der betreffenden Maßnahme für Norwegen vorge-
sehen ist, keine Vorkehrungen für die vorläufige Anwen-
dung nach Absatz 4 trifft,

gilt dieses Übereinkommen für Island bzw. Norwegen als
ausgesetzt.

(7) Der Gemeinsame Ausschuss prüft die Angelegenheit, die
zur Aussetzung geführt hat, und wirkt darauf hin, dass die
Gründe für die Verweigerung der Zustimmung oder der Ratifi-
zierung binnen 90 Tagen behoben werden. Hat der Ausschuss
alle weiteren Möglichkeiten zur Wahrung des guten Funktionie-
rens dieses Übereinkommens, einschließlich der Möglichkeit,

das Vorliegen entsprechender Rechtsvorschriften zur Kenntnis
zu nehmen, ausgeschöpft, kann er einstimmig die Wiederein-
setzung des Übereinkommens beschließen. Bleibt dieses Über-
einkommen jedoch nach 90 Tagen weiterhin ausgesetzt, so gilt
es für Island bzw. Norwegen als beendet.

Artikel 5

Ergeben sich bei einer Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten
in Folge einer grundlegenden Änderung der bei Abschluss
dieses Übereinkommens gegebenen Umstände, so kann die
betreffende Vertragspartei nach Maßgabe von Artikel 4 Absätze
3 und 4 den mit Artikel 3 eingesetzten Gemeinsamen
Ausschuss befassen, solange die in Artikel 2 Absatz 1
genannten Rechtsvorschriften, die die in Artikel 1 Absatz 1
genannten Bestimmungen ersetzen, nicht in Kraft getreten sind.
Der Gemeinsame Ausschuss kann den Vertragsparteien
Lösungsmaßnahmen vorschlagen. Er beschließt diese
Maßnahmen einstimmig. Wird keine Einstimmigkeit erzielt,
kommt Artikel 8 zur Anwendung.

Artikel 6

(1) Um das Ziel der Vertragsparteien, eine möglichst einheit-
liche Anwendung und Auslegung der in Artikel 1 genannten
Bestimmungen zu erreichen, verfolgt der Gemeinsame
Ausschuss ständig die Entwicklung der Rechtsprechung des
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend
„Gerichtshof“ genannt) sowie die Entwicklung der einschlägigen
Rechtsprechung der zuständigen isländischen und norwegi-
schen Gerichte. Zu diesem Zweck kommen die Vertragspar-
teien überein, für die unverzügliche gegenseitige Übermittlung
dieser gerichtlichen Entscheidungen Sorge zu tragen.

(2) Vorbehaltlich der Annahme der notwendigen Ände-
rungen der Verfahrensordnung des Gerichtshofes können
Island und Norwegen in Fällen, in denen ein Gericht eines
Mitgliedstaats dem Gerichtshof eine Frage in Bezug auf die
Auslegung einer in Artikel 1 Absatz 5 und Artikel 2 Absatz 1
genannten Bestimmung zur Vorabentscheidung vorgelegt hat,
beim Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder schriftliche Stel-
lungnahmen abgeben.

Artikel 7

(1) Island und Norwegen legen dem Gemeinsamen
Ausschuss jährlich einen Bericht darüber vor, wie ihre Verwal-
tungsbehörden und Gerichte die in Artikel 1 genannten Bestim-
mungen — gegebenenfalls in der Auslegung des Gerichtshofs
— angewandt und ausgelegt haben.

(2) Ist der Gemeinsame Ausschuss innerhalb von zwei
Monaten, nachdem ihm eine wesentliche Abweichung
zwischen der Rechtsprechung des Gerichthofs und derjenigen
der isländischen oder norwegischen Gerichte oder eine wesent-
liche Abweichung zwischen den Behörden der betreffenden
Mitgliedstaaten und den isländischen oder norwegischen
Behörden in Bezug auf die Anwendung der in Artikel 1
genannten Bestimmungen zur Kenntnis gebracht worden ist,
nicht in der Lage, eine einheitliche Anwendung und Auslegung
sicherzustellen, so kommt das Verfahren des Artikels 8 zur
Anwendung.
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Artikel 8

(1) Kommt es zu einem Streit über die Anwendung oder
Auslegung dieses Übereinkommens oder zu einer Situation
nach Artikel 5 oder Artikel 7 Absatz 2, so wird die Angelegen-
heit offiziell als Streitigkeit auf die Tagesordnung des Gemein-
samen Ausschusses gesetzt.

(2) Der Gemeinsame Ausschuss verfügt ab dem Zeitpunkt
der Annahme der Tagesordnung, auf die die Streitigkeit gesetzt
wurde, über eine Frist von 90 Tagen zur Beilegung des Streits.

(3) Kann der Streit vom Gemeinsamen Ausschuss binnen
der in Absatz 2 genannten Frist von 90 Tagen nicht beigelegt
werden, so wird diese zwecks endgültiger Beilegung des Streits
um weitere 90 Tage verlängert. Hat der Gemeinsame Ausschuss
bei Ablauf dieser zweiten Frist keinen Beschluss gefasst, so gilt
dieses Übereinkommen für Island bzw. Norwegen mit Ablauf
des letzten Tages der Frist als beendet.

Artikel 9

(1) Was die Verwaltungs- und Betriebskosten im Zusam-
menhang mit der Einrichtung und dem Betrieb der Eurodac-
Zentraleinheit betrifft, so zahlen Island und Norwegen jährlich
in den Gesamthaushalt der Europäischen Union

— 0,1 % (Island) bzw.

— 4,995 % (Norwegen)

eines vorläufigen Referenzbetrags in Höhe von 9 575 000 EUR
an Verpflichtungsermächtigungen und von 5 000 000 EUR an
Zahlungsermächtigungen und ab dem Haushaltsjahr 2002 die
für das betreffende Haushaltsjahr vorgesehenen Mittel ein.

Island und Norwegen beteiligen sich an den sonstigen Verwal-
tungs- oder Betriebskosten im Zusammenhang mit der Anwen-
dung dieses Übereinkommens durch einen Jahresbeitrag zum
Gesamthaushalt der Europäischen Union, der dem prozen-
tualen Verhältnis ihres Bruttosozialprodukts zum Bruttosozial-
produkt aller teilnehmenden Staaten entspricht.

(2) Island und Norwegen haben Anspruch darauf, Unter-
lagen im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen zu
erhalten und können auf den Tagungen des Gemeinsamen
Ausschusses eine Verdolmetschung in eine von ihnen gewählte
Amtssprache der Organe der Europäischen Gemeinschaften
beantragen. Etwaige Kosten für Übersetzungen oder Verdolmet-
schung in die isländische oder norwegische Sprache oder aus
diesen Sprachen werden jedoch von Island bzw. Norwegen
getragen.

Artikel 10

Die nationalen Datenschutzkontrollbehörden Islands und
Norwegens sowie die unabhängige Kontrollinstanz nach Artikel
286 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft arbeiten in dem für die Erfüllung ihrer Aufgaben
notwendigen Maß zusammen, indem sie insbesondere alle
zweckdienlichen Informationen austauschen. Die Modalitäten
dieser Zusammenarbeit werden unmittelbar nach der Einrich-
tung dieser Instanz vereinbart.

Artikel 11

(1) Dieses Übereinkommen berührt in keiner Weise das
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
andere zwischen der Europäischen Gemeinschaft sowie Island

und/oder Norwegen oder zwischen dem Rat sowie Island und/
oder Norwegen geschlossene Übereinkünfte.

(2) Dieses Übereinkommen berührt in keiner Weise etwaige
künftige Übereinkünfte, die die Europäische Gemeinschaft mit
Island und/oder Norwegen schließt.

(3) Dieses Übereinkommen berührt nicht die Zusammenar-
beit im Rahmen der Nordischen Passunion, soweit diese
Zusammenarbeit diesem Übereinkommen und den Rechtsakten
und Maßnahmen, denen dieses Übereinkommen zugrunde
liegt, nicht entgegensteht und sie nicht behindert.

Artikel 12

Das Königreich Dänemark kann beantragen, an diesem Über-
einkommen teilzunehmen. Die Bedingungen für diese Teil-
nahme werden von den Vertragsparteien im Einvernehmen mit
dem Königreich Dänemark in einem Protokoll zu diesem Über-
einkommen festgelegt.

Artikel 13

(1) Dieses Übereinkommen gilt nach Maßgabe der Absätze 2
bis 5 für das Gebiet, in dem der Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft anwendbar ist, sowie für Island
und Norwegen.

(2) Dieses Übereinkommen findet auf Svalbard (Spitzbergen)
keine Anwendung.

(3) Dieses Übereinkommen findet auf das Hoheitsgebiet des
Königreichs Dänemarks nur nach Maßgabe von Artikel 12,
sowie auf die Färöer und Grönland nur nach der Ausweitung
des Dubliner Übereinkommens auf diese Gebiete Anwendung.

(4) Dieses Übereinkommen findet auf die französischen
überseeischen Departements keine Anwendung.

(5) Dieses Übereinkommen wird in Gibraltar erst zu dem
Zeitpunkt wirksam, zu dem das Dubliner Übereinkommen
oder eine Gemeinschaftsmaßnahme, die an die Stelle des
Dubliner Übereinkommens tritt, auf Gibraltar angewandt wird.

Artikel 14

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation oder
Genehmigung durch die Vertragsparteien. Die Ratifikations-
oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des
Rates als Verwahrer dieses Übereinkommens hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Monats
nach der Mitteilung des Verwahrers an die Vertragsparteien in
Kraft, dass die letzte Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde
hinterlegt wurde.

Artikel 15

Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen durch eine
schriftliche Erklärung an den Verwahrer kündigen. Diese Erklä-
rung wird sechs Monate nach ihrer Hinterlegung wirksam. Das
Übereinkommen wird unwirksam, wenn es entweder von der
Europäischen Gemeinschaft oder sowohl von Island als auch
von Norwegen gekündigt wurde.



Geschehen zu Brüssel am neunzehnten Januar in einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer,
finnischer, französischer, griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und
spanischer sowie in isländischer und norwegischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union hinterlegt.

Por la Comunidad Europea

For Det Europæiske Fællesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

På Europeiska gemenskapens vägnar

Fyrir hönd Evrópubandalagsins

For Det europeiske fellesskap

Por la República de Islandia

For Republikken Island

Für die Republik Island

Για τη ∆ηµοκρατία της Ισλανδίας

For the Republic of Iceland

Pour la République d'Islande

Per la Repubblica d'Islanda

Voor de Republiek IJsland

Pela República da Islândia

Islannin tasavallan puolesta

På Republiken Islands vägnar

Fyrir hönd Lýðveldisins Íslands

For Republikken Island
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Por el Reino de Noruega

For Kongeriget Norge

Für das Königreich Norwegen

Για το Βασίλειο της Νορβηγίας

For the Kingdom of Norway

Pour le Royaume de Norvège

Per il Regno di Norvegia

Voor het Koninkrijk Noorwegen

Pelo Reino da Noruega

Norjan kuningaskunnan puolesta

På Konungariket Norges vägnar

Fyrir hönd Konungsríkisins Noregs

For Kongeriket Norge
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ANHANG

BESTIMMUNGEN BEZÜGLICH DES DUBLINER ÜBEREINKOMMENS UND BESCHLÜSSE DES MIT ARTIKEL
18 DES DUBLINER ÜBEREINKOMMENS EINGESETZTEN AUSSCHUSSES

Teil 1: Dubliner Übereinkommen

Die Bestimmungen des am 15. Juni 1990 in Dublin unterzeichneten Übereinkommens über die Bestimmung des
zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags, ausgenommen die Artikel 16
bis 22.

Teil 2: Beschlüsse des mit Artikel 18 des Dubliner Übereinkommens eingesetzten Ausschusses

Beschluss Nr. 1/97 vom 9. September 1997 des Ausschusses nach Artikel 18 des Dubliner Übereinkommens über
Bestimmungen zur Durchführung des Übereinkommens

Beschluss Nr. 1/98 vom 30. Juni 1998 des Ausschusses nach Artikel 18 des Dubliner Übereinkommens über Bestim-
mungen zur Durchführung des Übereinkommens.



I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 343/2003 DES RATES
vom 18. Februar 2003

zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe a),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Asylpolitik
einschließlich eines Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems ist wesentlicher Bestandteil des Ziels der Euro-
päischen Union, schrittweise einen Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen
offen steht, die wegen besonderer Umstände rechtmäßig
in der Gemeinschaft um Schutz nachsuchen.

(2) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung vom
15. und 16. Oktober 1999 in Tampere überein, auf ein
Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das
sich auf die uneingeschränkte und umfassende Anwen-
dung des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951,
ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar
1967, stützt, damit niemand dorthin zurückgeschickt
wird, wo er Verfolgung ausgesetzt ist, d. h. der Grund-
satz der Nichtzurückweisung (Non refoulement) gewahrt
bleibt. In diesem Zusammenhang, und ohne die zu
dieser Verordnung festgelegten Zuständigkeitskriterien
zu beeinträchtigen, gelten die Mitgliedstaaten, die alle
den Grundsatz der Nichtzurückweisung achten, als
sichere Staaten für Drittstaatsangehörige.

(3) Entsprechend den Schlussfolgerungen von Tampere
sollte dieses System auf kurze Sicht eine klare und prak-
tikable Formel für die Bestimmung des für die Prüfung
eines Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats umfassen.

(4) Eine solche Formel sollte auf objektiven und für die
Mitgliedstaaten und die Betroffenen gerechten Kriterien
basieren. Sie sollte insbesondere eine rasche Bestimmung

des zuständigen Mitgliedstaats ermöglichen, um den
effektiven Zugang zu den Verfahren zur Bestimmung der
Flüchtlingseigenschaft zu gewährleisten und das Ziel
einer zügigen Bearbeitung der Asylanträge nicht zu
gefährden.

(5) Bezüglich der schrittweisen Einführung eines Gemein-
samen Europäischen Asylsystems, das auf längere Sicht
zu einem gemeinsamen Asylverfahren und einem
unionsweit geltenden einheitlichen Status für die
Personen, denen Asyl gewährt wird, führen sollte, sollten
im derzeitigen Stadium die Grundsätze des am 15. Juni
1990 in Dublin unterzeichneten Übereinkommens über
die Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung
eines in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften gestellten Asylantrags (4) (nachstehend „Dubliner
Übereinkommen“ genannt), dessen Durchführung die
Harmonisierung der Asylpolitik gefördert hat, mit den
aufgrund der bisherigen Erfahrungen erforderlichen
Änderungen beibehalten werden.

(6) Die Einheit der Familie sollte gewahrt werden, soweit
dies mit den sonstigen Zielen vereinbar ist, die mit der
Festlegung von Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen
Mitgliedstaats angestrebt werden.

(7) Die gemeinsame Bearbeitung der Asylanträge der
Mitglieder einer Familie durch ein und denselben
Mitgliedstaat ermöglicht eine genauere Prüfung der
Anträge und kohärente damit zusammenhängende
Entscheidungen. Die Mitgliedstaaten sollten von den
Zuständigkeitskriterien abweichen können, um eine
räumliche Annäherung von Familienmitgliedern vorzu-
nehmen, sofern dies aus humanitären Gründen erforder-
lich ist.

(8) Die schrittweise Schaffung eines Raums ohne Binnen-
grenzen, in dem der freie Personenverkehr gemäß den
Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft gewährleistet wird, sowie die Fest-
setzung der Gemeinschaftspolitiken zu den Einreise-
und Aufenthaltsbedingungen einschließlich allgemeiner
Anstrengungen zur Verwaltung der Außengrenzen erfor-
dern die Erreichung eines Gleichgewichts der Zuständig-
keitskriterien im Geiste der Solidarität.

25.2.2003 L 50/1Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. C 304 E vom 30.10.2001, S. 192.
(2) Stellungnahme vom 9. April 2002 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) ABl. C 125 vom 27.5.2002, S. 28. (4) ABl. C 254 vom 19.8.1997, S. 1.



(9) Die Durchführung dieser Verordnung kann dadurch
erleichtert und ihre Wirksamkeit erhöht werden, dass die
Mitgliedstaaten bilaterale Vereinbarungen treffen, die
darauf abzielen, die Kommunikation zwischen den
zuständigen Dienststellen zu verbessern, die Verfahrens-
fristen zu verkürzen, die Bearbeitung von Aufnahme-
oder Wiederaufnahmegesuchen zu vereinfachen oder
Modalitäten für die Durchführung von Überstellungen
festzulegen.

(10) Die Kontinuität zwischen dem im Dubliner Überein-
kommen festgelegten Verfahren zur Bestimmung des
zuständigen Staates und dem in dieser Verordnung
vorgesehenen Ansatz sollte sichergestellt werden.
Außerdem sollte die Kohärenz zwischen dieser Verord-
nung und der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates
vom 11. Dezember 2000 über die Einrichtung von
„Eurodac“ für den Vergleich von Fingerabdrücken zum
Zweck der effektiven Anwendung des Dubliner Überein-
kommens (1) sichergestellt werden.

(11) Durch den Betrieb des mit Verordnung (EG) Nr. 2725/
2000 geschaffenen Eurodac-Systems und insbesondere
durch die Anwendung der Artikel 4 und 8 jener Verord-
nung sollte die Durchführung dieser Verordnung
erleichtert werden.

(12) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, sind die
Mitgliedstaaten gehalten, die Verpflichtungen der völker-
rechtlichen Instrumente einzuhalten, bei denen sie
Vertragsparteien sind.

(13) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden.

(14) Die Durchführung der Verordnung sollte regelmäßig
bewertet werden.

(15) Die Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (3) anerkannt
wurden. Sie zielt insbesondere darauf ab, die unein-
geschränkte Wahrung des in Artikel 18 verankerten
Rechts auf Asyl zu gewährleisten.

(16) Da das Ziel der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die
Festlegung von Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Asylantrags
zuständig ist, den ein Drittstaatsangehöriger in einem
Mitgliedstaat gestellt hat, auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden kann und daher
wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Verordnung nicht über das für die Erreichung dieses
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(17) Entsprechend Artikel 3 des Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands, das dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, haben das Vereinigte Königreich und Irland mit
Schreiben vom 30. Oktober 2001 mitgeteilt, dass sie
sich an der Annahme und Anwendung dieser Verord-
nung beteiligen möchte.

(18) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an
der Annahme dieser Verordnung, die für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist.

(19) Das Dubliner Übereinkommen bleibt in Kraft und gilt
weiterhin zwischen Dänemark und den durch diese
Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten bis ein
Abkommen geschlossen wurde, das Dänemark eine
Beteiligung an der Verordnung gestattet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ZIEL UND DEFINITIONEN

Artikel 1

Diese Verordnung legt die Kriterien und Verfahren fest, die bei
der Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines
von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat
gestellten Asylantrags zuständig ist, zur Anwendung gelangen.

Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Bürger der
Union im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft ist;

b) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Genfer Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge,
ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar
1967;

c) „Asylantrag“ den von einem Drittstaatsangehörigen
gestellten Antrag, der als Ersuchen um internationalen
Schutz eines Mitgliedstaats im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention angesehen werden kann. Jeder Antrag auf inter-
nationalen Schutz wird als Asylantrag angesehen, es sei
denn, ein Drittstaatsangehöriger ersucht ausdrücklich um
einen anderweitigen Schutz, der gesondert beantragt werden
kann;

d) „Antragsteller“ bzw. „Asylbewerber“ den Drittstaatsange-
hörigen, der einen Asylantrag eingereicht hat, über den
noch nicht endgültig entschieden worden ist;
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e) „Prüfung eines Asylantrags“ die Gesamtheit der Prüfungs-
vorgänge, der Entscheidungen bzw. Urteile der zuständigen
Stellen in Bezug auf einen Asylantrag gemäß dem einzel-
staatlichen Recht, mit Ausnahme der Verfahren zur Bestim-
mung des zuständigen Staates gemäß dieser Verordnung;

f) „Rücknahme des Asylantrags“ die vom Antragsteller im
Einklang mit dem einzelstaatlichen Recht ausdrücklich oder
stillschweigend unternommenen Schritte zur Beendigung
des Verfahrens, das aufgrund des von ihm eingereichten
Asylantrags eingeleitet wurde;

g) „Flüchtling“ jeden Drittstaatsangehörigen, dem die Flücht-
lingseigenschaft im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention
zuerkannt und der Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats in dieser Eigenschaft gestattet wurde;

h) „unbegleiteter Minderjähriger“ unverheiratete Personen unter
18 Jahren, die ohne Begleitung eines für sie nach dem
Gesetz oder dem Gewohnheitsrecht verantwortlichen
Erwachsenen in einen Mitgliedstaat einreisen, solange sie
sich nicht tatsächlich in der Obhut eines solchen Erwach-
senen befinden; dies schließt Minderjährige ein, die nach
ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ohne
Begleitung gelassen werden;

i) „Familienangehörige“ die folgenden im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten anwesenden Mitglieder der Familie des
Antragstellers, sofern die Familie bereits im Herkunftsland
bestanden hat:

i) den Ehegatten des Asylbewerbers oder der nicht verhei-
ratete Partner des Asylbewerbers, der mit diesem eine
dauerhafte Beziehung führt, sofern gemäß den Rechts-
vorschriften oder den Gepflogenheiten des betreffenden
Mitgliedstaats nichtverheiratete Paare nach dessen
Ausländerrecht ähnlich behandelt werden wie verheira-
tete Paare;

ii) die minderjährigen Kinder von in Ziffer i) genannten
Paaren oder des Antragstellers, sofern diese ledig und
unterhaltsberechtigt sind, gleichgültig, ob es sich nach
dem einzelstaatlichen Recht um eheliche oder außerehe-
lich geborene oder adoptierte Kinder handelt;

iii) bei unverheirateten minderjährigen Antragstellern oder
Flüchtlingen den Vater, die Mutter oder den Vormund;

j) „Aufenthaltstitel“ jede von den Behörden eines Mitgliedstaats
erteilte Erlaubnis, mit der der Aufenthalt eines Drittstaats-
angehörigen im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats gestattet
wird, einschließlich der Dokumente, mit denen die Geneh-
migung des Aufenthalts im Hoheitsgebiet im Rahmen einer
Regelung des vorübergehenden Schutzes oder bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem die eine Ausweisung verhindernden
Umstände nicht mehr gegeben sind, nachgewiesen werden
kann; ausgenommen sind Visa und Aufenthaltstitel, die
während der zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats
entsprechend dieser Verordnung erforderlichen Frist bzw.
während der Prüfung eines Asylantrags oder eines Antrags
auf Gewährung eines Aufenthaltstitels erteilt wurden;

k) „Visum“ die Erlaubnis oder Entscheidung eines Mitglied-
staats, die im Hinblick auf die Einreise zum Zweck der
Durchreise oder die Einreise zum Zweck eines Aufenthalts

in diesem Mitgliedstaat oder in mehreren Mitgliedstaaten
verlangt wird. Es werden folgende Arten von Visa unter-
schieden:
i) „Langzeitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines

Mitgliedstaats, die im Hinblick auf die Einreise zum
Zweck eines Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat von
mehr als drei Monaten verlangt wird;

ii) „Kurzzeitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines
Mitgliedstaats, die im Hinblick auf die Einreise zum
Zweck eines Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat oder
mehrere Mitgliedstaaten von insgesamt höchstens drei
Monaten verlangt wird;

iii) „Transitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines
Mitgliedstaats, die im Hinblick auf eine Einreise zum
Zweck der Durchreise durch das Hoheitsgebiet dieses
Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten verlangt
wird, mit Ausnahme des Flughafentransits;

iv) „Flughafentransitvisum“: die Erlaubnis oder Entschei-
dung, die einem ausdrücklich dieser Verpflichtung unter-
liegenden Drittstaatsangehörigen ermöglicht, sich
während einer Zwischenlandung oder einer Unterbre-
chung zwischen zwei Abschnitten eines internationalen
Flugs in der Transitzone eines Flughafens aufzuhalten,
ohne dabei das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied-
staats zu betreten.

KAPITEL II

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten prüfen jeden Asylantrag, den ein
Drittstaatsangehöriger an der Grenze oder im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats stellt. Der Antrag wird von einem einzigen
Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapitels III als
zuständiger Staat bestimmt wird.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat einen
von einem Drittstaatsangehörigen eingereichten Asylantrag
prüfen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festge-
legten Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist. Der betref-
fende Mitgliedstaat wird dadurch zum zuständigen Mitgliedstaat
im Sinne dieser Verordnung und übernimmt die mit dieser
Zuständigkeit einhergehenden Verpflichtungen. Gegebenenfalls
unterrichtet er den zuvor zuständigen Mitgliedstaat, den
Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des
zuständigen Staates durchführt, oder den Mitgliedstaat, an den
ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde.

(3) Jeder Mitgliedstaat behält das Recht, einen Asylbewerber
nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften unter Wahrung
der Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention in einen
Drittstaat zurück- oder auszuweisen.

(4) Der Asylbewerber wird schriftlich und in einer ihm
hinreichend bekannten Sprache über die Anwendung dieser
Verordnung, ihre Fristen und ihre Wirkung unterrichtet.

Artikel 4

(1) Das Verfahren zur Bestimmung des gemäß dieser Verord-
nung zuständigen Mitgliedstaats wird eingeleitet, sobald ein
Asylantrag erstmals in einem Mitgliedstaat gestellt wurde.
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(2) Ein Asylantrag gilt als gestellt, wenn den zuständigen
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats ein vom Asylbewerber
eingereichtes Formblatt oder ein behördliches Protokoll zuge-
gangen ist. Bei einem nicht in schriftlicher Form gestellten
Asylantrag sollte die Frist zwischen der Abgabe der Willens-
erklärung und der Erstellung eines Protokolls so kurz wie
möglich sein.

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung ist die Situation eines
mit dem Asylbewerber einreisenden Minderjährigen, der durch
die Definition des Familienangehörigen in Artikel 2 Ziffer i)
gedeckt ist, untrennbar mit der seines Elternteils oder seines
Vormunds verbunden und fällt in die Zuständigkeit des
Mitgliedstaats, der für die Prüfung des Asylantrags dieses Eltern-
teils oder Vormunds zuständig ist, auch wenn der Minderjäh-
rige selbst kein Asylbewerber ist. Ebenso wird bei Kindern
verfahren, die nach der Ankunft des Asylbewerbers im Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten geboren werden, ohne dass ein neues
Zuständigkeitsverfahren für diese eingeleitet werden muss.

(4) Stellt ein Antragsteller bei den zuständigen Behörden
eines Mitgliedstaats einen Asylantrag, während er sich im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhält, obliegt die
Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats dem Mitgliedstaat,
in dessen Hoheitsgebiet sich der Antragsteller aufhält. Dieser
Mitgliedstaat wird unverzüglich von dem mit dem Asylantrag
befassten Mitgliedstaat unterrichtet und gilt dann für die
Zwecke dieser Verordnung als der Staat, bei dem der Antrag
gestellt wurde.

Der Antragsteller wird schriftlich von dieser Zuständigkeits-
übertragung und dem Zeitpunkt, zu dem sie erfolgt ist, unter-
richtet.

(5) Der Mitgliedstaat, bei dem der Asylantrag gestellt wurde,
ist gehalten, einen Asylbewerber, der sich im Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats befindet und dort einen Asylantrag
gestellt hat, nachdem er seinen Antrag noch während des
Verfahrens zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats
zurückgezogen hat, nach den Bestimmungen des Artikels 20
wieder aufzunehmen, um das Verfahren zur Bestimmung des
für die Prüfung des Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats zum
Abschluss zu bringen.

Diese Verpflichtung erlischt, wenn der Asylbewerber zwischen-
zeitlich die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten für mindestens
drei Monate verlassen oder in einem Mitgliedstaat eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten hat.

KAPITEL III

RANGFOLGE DER KRITERIEN

Artikel 5

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitglied-
staats finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge
Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach diesen Kriterien
zuständigen Mitgliedstaats wird von der Situation ausgegangen,
die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Asylbewerber
seinen Antrag zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.

Artikel 6

Handelt es sich bei dem Asylbewerber um einen unbegleiteten
Minderjährigen, so ist der Mitgliedstaat, in dem sich ein Ange-
höriger seiner Familie rechtmäßig aufhält, für die Prüfung
seines Antrags zuständig, sofern dies im Interesse des
Minderjährigen liegt.

Ist kein Familienangehöriger anwesend, so ist der Mitgliedstaat,
in dem der Minderjährige seinen Asylantrag gestellt hat,
zuständig.

Artikel 7

Hat der Asylbewerber einen Familienangehörigen — ungeachtet
der Frage, ob die Familie bereits im Herkunftsland bestanden
hat —, dem das Recht auf Aufenthalt in einem Mitgliedstaat in
seiner Eigenschaft als Flüchtling gewährt wurde, so ist dieser
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig, sofern
die betroffenen Personen dies wünschen.

Artikel 8

Hat ein Asylbewerber in einem Mitgliedstaat einen Familien-
angehörigen, über dessen Asylantrag noch keine erste Sach-
entscheidung getroffen wurde, so obliegt diesem Mitgliedstaat
die Prüfung des Asylantrags, sofern die betroffenen Personen
dies wünschen.

Artikel 9

(1) Besitzt der Asylbewerber einen gültigen Aufenthaltstitel,
so ist der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel ausgestellt hat,
für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

(2) Besitzt der Asylbewerber ein gültiges Visum, so ist der
Mitgliedstaat, der das Visum erteilt hat, für die Prüfung des
Asylantrags zuständig, es sei denn, dass das Visum in Vertre-
tung oder mit schriftlicher Zustimmung eines anderen Mitglied-
staats erteilt wurde. In diesem Fall ist der letztgenannte
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig. Konsul-
tiert ein Mitgliedstaat insbesondere aus Sicherheitsgründen
zuvor die zentralen Behörden eines anderen Mitgliedstaats, so
ist dessen Antwort auf die Konsultation nicht gleich bedeutend
mit einer schriftlichen Genehmigung im Sinne dieser Bestim-
mung.

(3) Besitzt der Asylbewerber mehrere gültige Aufenthaltstitel
oder Visa verschiedener Mitgliedstaaten, so sind die Mitglied-
staaten für die Prüfung des Asylantrags in folgender Reihen-
folge zuständig:

a) der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel mit der längsten
Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher Gültigkeits-
dauer der Mitgliedstaat, der den zuletzt ablaufenden Aufent-
haltstitel erteilt hat;

b) der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt
hat, wenn es sich um gleichartige Visa handelt;

c) bei nicht gleichartigen Visa der Mitgliedstaat, der das Visum
mit der längsten Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei
gleicher Gültigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der das zuletzt
ablaufende Visum erteilt hat.
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(4) Besitzt der Asylbewerber nur einen oder mehrere Aufent-
haltstitel, die weniger als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder
ein oder mehrere Visa, die seit weniger als sechs Monaten abge-
laufen sind, aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats einreisen konnte, so sind die Absätze 1, 2 und 3
anwendbar, solange der Antragsteller das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten nicht verlassen hat.

Besitzt der Asylbewerber einen oder mehrere Aufenthaltstitel,
die mehr als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder ein oder
mehrere Visa, die seit mehr als sechs Monaten abgelaufen sind,
aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
einreisen konnte, und hat er die Hoheitsgebiete der Mitglied-
staaten nicht verlassen, so ist der Mitgliedstaat zuständig, in
dem der Antrag gestellt wird.

(5) Der Umstand, dass der Aufenthaltstitel oder das Visum
aufgrund einer falschen oder missbräuchlich verwendeten Iden-
tität oder nach Vorlage von gefälschten, falschen oder ungül-
tigen Dokumenten erteilt wurde, hindert nicht daran, dem
Mitgliedstaat, der den Titel oder das Visum erteilt hat, die
Zuständigkeit zuzuweisen. Der Mitgliedstaat, der den Aufent-
haltstitel oder das Visum ausgestellt hat, ist nicht zuständig,
wenn nachgewiesen werden kann, dass nach Ausstellung des
Titels oder des Visums eine betrügerische Handlung vorge-
nommen wurde.

Artikel 10

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien
gemäß den beiden in Artikel 18 Absatz 3 genannten Verzeich-
nissen, einschließlich der Daten nach Kapitel III der Verordnung
(EG) Nr. 2725/2000 festgestellt, dass ein Asylbewerber aus
einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze
eines Mitgliedstaats illegal überschritten hat, so ist dieser
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig. Die
Zuständigkeit endet zwölf Monate nach dem Tag des illegalen
Grenzübertritts.

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemäß Absatz 1 nicht
länger zuständig und wird auf der Grundlage von Beweismitteln
oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 18 Absatz 3
genannten Verzeichnissen festgestellt, dass der Asylbewerber —
der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten eingereist
ist oder bei dem die Umstände der Einreise nicht festgestellt
werden können — sich zum Zeitpunkt der Antragstellung
zuvor während eines ununterbrochenen Zeitraums von
mindestens fünf Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten
hat, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags
zuständig.

Hat der Asylbewerber sich für Zeiträume von mindestens fünf
Monaten in verschiedenen Mitgliedstaaten aufgehalten, so ist
der Mitgliedstaat, wo dies zuletzt der Fall war, für die Prüfung
des Asylantrags zuständig.

Artikel 11

(1) Reist ein Drittstaatsangehöriger in das Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats ein, in dem für ihn kein Visumzwang
besteht, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asyl-
antrags zuständig.

(2) Der Grundsatz nach Absatz 1 findet keine Anwendung,
wenn der Drittstaatsangehörige seinen Asylantrag in einem
anderen Mitgliedstaat stellt, in dem er ebenfalls kein Einreise-
visum vorweisen muss. In diesem Fall ist der letztgenannte
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

Artikel 12

Stellt ein Drittstaatsangehöriger einen Asylantrag im internatio-
nalen Transitbereich eines Flughafens eines Mitgliedstaats, so ist
dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

Artikel 13

Lässt sich anhand der Kriterien dieser Verordnung nicht
bestimmen, welchem Mitgliedstaat die Prüfung des Asylantrags
obliegt, so ist der erste Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag
gestellt wurde, für dessen Prüfung zuständig.

Artikel 14

Stellen mehrere Mitglieder einer Familie in demselben Mitglied-
staat gleichzeitig oder in so großer zeitlicher Nähe einen
Asylantrag, dass die Verfahren zur Bestimmung des zuständigen
Mitgliedstaats gemeinsam durchgeführt werden können, und
könnte die Anwendung der in dieser Verordnung genannten
Kriterien ihre Trennung zur Folge haben, so gilt für die Bestim-
mung des zuständigen Mitgliedstaats Folgendes:

a) zuständig für die Prüfung der Asylanträge sämtlicher Fami-
lienmitglieder ist der Mitgliedstaat, der nach den Kriterien
für die Aufnahme des größten Teils der Familienmitglieder
zuständig ist;

b) andernfalls obliegt die Prüfung dem Mitgliedstaat, der nach
den Kriterien für die Prüfung des von dem ältesten Familien-
mitglied eingereichten Asylantrags zuständig ist.

KAPITEL IV

HUMANITÄRE KLAUSEL

Artikel 15

(1) Jeder Mitgliedstaat kann aus humanitären Gründen, die
sich insbesondere aus dem familiären oder kulturellen Kontext
ergeben, Familienmitglieder und andere abhängige Familien-
angehörige zusammenführen, auch wenn er dafür nach den
Kriterien dieser Verordnung nicht zuständig ist. In diesem Fall
prüft jener Mitgliedstaat auf Ersuchen eines anderen Mitglied-
staats den Asylantrag der betroffenen Person. Die betroffenen
Personen müssen dem zustimmen.
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(2) In Fällen, in denen die betroffene Person wegen Schwan-
gerschaft, eines neugeborenen Kindes, einer schweren Krank-
heit, einer ernsthaften Behinderung oder hohen Alters auf die
Unterstützung der anderen Person angewiesen ist, entscheiden
die Mitgliedstaaten im Regelfall, den Asylbewerber und den
anderen Familienangehörigen, der sich im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats aufhält, nicht zu trennen bzw. sie zusammen-
führen, sofern die familiäre Bindung bereits im Herkunftsland
bestanden hat.

(3) Ist der Asylbewerber ein unbegleiteter Minderjähriger,
der ein oder mehrere Familienangehörige hat, die sich in einem
anderen Mitgliedstaat aufhalten, und die ihn bei sich
aufnehmen können, so nehmen die Mitgliedstaaten nach
Möglichkeit eine räumliche Annäherung dieses Minderjährigen
an seinen bzw. seine Angehörigen vor, es sei denn, dass dies
nicht im Interesse des Minderjährigen liegt.

(4) Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Ersuchen statt, so
wird ihm die Zuständigkeit für die Antragsprüfung übertragen.

(5) Die Bedingungen und Verfahren für die Umsetzung
dieses Artikels, gegebenenfalls einschließlich der Schlichtungs-
verfahren zur Regelung von Divergenzen zwischen den
Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit einer Annäherung der
betreffenden Personen bzw. den Ort, an dem diese erfolgen soll,
werden gemäß dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2
beschlossen.

KAPITEL V

AUFNAHME UND WIEDERAUFNAHME

Artikel 16

(1) Der Mitgliedstaat, der nach der vorliegenden Verordnung
zur Prüfung des Asylantrags zuständig ist, ist gehalten:

a) einen Asylbewerber, der in einem anderen Mitgliedstaat
einen Antrag gestellt hat, nach Maßgabe der Artikel 17 bis
19 aufzunehmen;

b) die Prüfung des Asylantrags abzuschließen;

c) einen Antragsteller, der sich während der Prüfung seines
Antrags unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats aufhält, nach Maßgabe des Artikels 20 wieder aufzu-
nehmen;

d) einen Asylbewerber, der seinen Antrag während der
Antragsprüfung zurückgezogen und in einem anderen
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach Maßgabe des
Artikels 20 wieder aufzunehmen;

e) einen Drittstaatsangehörigen, dessen Antrag er abgelehnt
hat und der sich unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats aufhält, nach Maßgabe des Artikels 20 wieder
aufzunehmen.

(2) Erteilt ein Mitgliedstaat dem Antragsteller einen Aufent-
haltstitel, so fallen diesem Mitgliedstaat die Verpflichtungen
nach Absatz 1 zu.

(3) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 erlöschen, wenn der
Drittstaatsangehörige das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten für
mindestens drei Monate verlassen hat, es sei denn, der Dritt-
staatsangehörige ist im Besitz eines vom zuständigen Mitglied-
staat ausgestellten gültigen Aufenthaltstitels.

(4) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 Buchstaben d) und e)
erlöschen auch, wenn der für die Prüfung des Antrags
zuständige Mitgliedstaat nach der Rücknahme oder der Ableh-
nung des Antrags die notwendigen Vorkehrungen getroffen
und tatsächlich umgesetzt hat, damit der Drittstaatsangehörige
in sein Herkunftsland oder in ein anderes Land, in das er sich
rechtmäßig begeben kann, zurückkehrt.

Artikel 17

(1) Hält der Mitgliedstaat, in dem ein Asylantrag gestellt
wurde, einen anderen Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags
für zuständig, so kann er so bald wie möglich, in jedem Fall
aber innerhalb von drei Monaten nach Einreichung des Antrags
im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 den anderen Mitgliedstaat
ersuchen, den Asylbewerber aufzunehmen.

Wird das Gesuch um Aufnahme eines Antragstellers nicht
innerhalb der Frist von drei Monaten unterbreitet, so ist der
Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag gestellt wurde, für die
Prüfung des Asylantrags zuständig.

(2) Der ersuchende Mitgliedstaat kann in Fällen, in denen
der Asylantrag gestellt wurde, nachdem die Einreise oder der
Aufenthalt verweigert wurden, der Betreffende wegen illegalen
Aufenthalts festgenommen wurde, eine Ausweisung angekün-
digt oder vollstreckt wurde oder wenn sich der Asylbewerber in
Gewahrsam befindet, eine dringliche Antwort anfordern.

In dem Gesuch werden die Gründe genannt, die eine dringende
Antwort rechtfertigen, und angegeben, innerhalb welcher Frist
eine Antwort erwartet wird. Diese Frist beträgt mindestens eine
Woche.

(3) In beiden Fällen ist für das Gesuch um Aufnahme durch
einen anderen Mitgliedstaat ein Musterformblatt zu verwenden,
das Beweismittel oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 18
Absatz 3 genannten Verzeichnissen und/oder sachdienliche
Angaben aus der Erklärung des Asylbewerbers enthalten muss,
anhand deren die Behörden des ersuchten Mitgliedstaats prüfen
können, ob ihr Staat gemäß den in dieser Verordnung defi-
nierten Kriterien zuständig ist.

Die Vorschriften für die Erstellung und die Modalitäten zur
Übermittlung der Gesuche werden nach dem Verfahren gemäß
Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

Artikel 18

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen
Überprüfungen vor und entscheidet über das Gesuch um
Aufnahme eines Antragstellers innerhalb von zwei Monaten,
nachdem er mit dem Gesuch befasst wurde.

(2) In dem in dieser Verordnung geregelten Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines
Asylantrags zuständig ist, werden Beweismittel und Indizien
verwendet.
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(3) Entsprechend dem Verfahren gemäß Artikel 27 Absatz 2
werden zwei Verzeichnisse erstellt und regelmäßig überprüft,
wobei die Beweismittel und Indizien nach folgenden Kriterien
angegeben werden:

a) Beweismittel:
i) Hierunter fallen förmliche Beweismittel, die insoweit

über die Zuständigkeit nach dieser Verordnung
entscheiden, als sie nicht durch Gegenbeweise widerlegt
werden.

ii) Die Mitgliedstaaten stellen dem in Artikel 27 vorgese-
henen Ausschuss nach Maßgabe der im Verzeichnis der
förmlichen Beweismittel festgelegten Klassifizierung
Muster der verschiedenen Arten der von ihren Verwal-
tungen verwendeten Dokumente zur Verfügung.

b) Indizien:
i) Hierunter fallen einzelne Anhaltspunkte, die, obwohl sie

anfechtbar sind, in einigen Fällen nach der ihnen zugebil-
ligten Beweiskraft ausreichen können.

ii) Ihre Beweiskraft hinsichtlich der Zuständigkeit für die
Prüfung des Asylantrags wird von Fall zu Fall bewertet.

(4) Das Beweiserfordernis sollte nicht über das für die
ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung erforderliche
Maß hinausgehen.

(5) Liegen keine förmlichen Beweismittel vor, erkennt der
ersuchte Mitgliedstaat seine Zuständigkeit an, wenn die Indizien
kohärent, nachprüfbar und hinreichend detailliert sind, um die
Zuständigkeit zu begründen.

(6) Beruft sich der ersuchende Mitgliedstaat auf das Dring-
lichkeitsverfahren gemäß Artikel 17 Absatz 2, so unternimmt
der ersuchte Mitgliedstaat alle Anstrengungen, um sich an die
vorgegebene Frist zu halten. In Ausnahmefällen, in denen nach-
gewiesen werden kann, dass die Prüfung eines Gesuchs um
Aufnahme eines Antragstellers besonders kompliziert ist, kann
der ersuchte Mitgliedstaat die Antwort nach Ablauf der vorge-
gebenen Frist erteilen; in jedem Fall ist die Antwort jedoch
innerhalb eines Monats zu erteilen. In derartigen Fällen muss
der ersuchte Mitgliedstaat seine Entscheidung, die Antwort zu
einem späteren Zeitpunkt zu erteilen, dem ersuchenden
Mitgliedstaat innerhalb der ursprünglich gesetzten Frist
mitteilen.

(7) Wird innerhalb der Frist von zwei Monaten gemäß
Absatz 1 bzw. der Frist von einem Monat gemäß Absatz 6
keine Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnah-
megesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach sich
zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen
für die Ankunft zu treffen.

Artikel 19

(1) Stimmt der ersuchte Mitgliedstaat der Aufnahme eines
Antragstellers zu, so teilt der Mitgliedstaat, in dem der Asyl-
antrag eingereicht wurde, dem Antragsteller die Entscheidung,
den Asylantrag nicht zu prüfen, sowie die Verpflichtung, den
Antragsteller an den zuständigen Mitgliedstaat zu überstellen,
mit.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 ist zu begründen. Die
Frist für die Durchführung der Überstellung ist anzugeben, und
gegebenenfalls der Zeitpunkt und der Ort zu nennen, zu dem
bzw. an dem sich der Antragsteller zu melden hat, wenn er sich
auf eigene Initiative in den zuständigen Mitgliedstaat begibt.
Gegen die Entscheidung kann ein Rechtsbehelf eingelegt
werden. Ein gegen die Entscheidung eingelegter Rechtsbehelf

hat keine aufschiebende Wirkung für die Durchführung der
Überstellung, es sei denn, die Gerichte oder zuständigen Stellen
entscheiden im Einzelfall nach Maßgabe ihres innerstaatlichen
Rechts anders, wenn es nach ihrem innerstaatlichen Recht
zulässig ist.

(3) Die Überstellung des Antragstellers von dem Mitglied-
staat, in dem der Asylantrag gestellt wurde, in den zuständigen
Mitgliedstaat erfolgt gemäß den nationalen Rechtsvorschriften
des ersteren Mitgliedstaats nach Abstimmung zwischen den
beteiligten Mitgliedstaaten, sobald dies materiell möglich ist
und spätestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab der
Annahme des Antrags auf Aufnahme oder der Entscheidung
über den Rechtsbehelf, wenn dieser aufschiebende Wirkung
hat.

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem Asyl-
bewerber ein Laissez-passer nach dem Muster aus, das gemäß
dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2 festgelegt wird.

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitglied-
staat gegebenenfalls mit, dass der Asylbewerber eingetroffen ist
bzw. dass er sich nicht innerhalb der vorgegebenen Frist
gemeldet hat.

(4) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs
Monaten durchgeführt, geht die Zuständigkeit auf den Mitglied-
staat über, in dem der Asylantrag eingereicht wurde. Diese Frist
kann höchstens auf ein Jahr verlängert werden, wenn die
Überstellung aufgrund der Inhaftierung des Asylbewerbers nicht
erfolgen konnte, oder höchstens auf achtzehn Monate, wenn
der Asylbewerber flüchtig ist.

(5) Ergänzende Vorschriften zur Durchführung von
Überstellungen können gemäß dem Verfahren nach Artikel 27
Absatz 2 erlassen werden.

Artikel 20

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 16 Absatz 1
Buchstaben c), d) und e) wird ein Asylbewerber nach folgenden
Modalitäten wieder aufgenommen:

a) das Wiederaufnahmegesuch muss Hinweise enthalten, aus
denen der ersuchte Mitgliedstaat entnehmen kann, dass er
zuständig ist;

b) der Mitgliedstaat, der um Wiederaufnahme des Asylbewer-
bers ersucht wird, muss die erforderlichen Überprüfungen
vornehmen und den Antrag so rasch wie möglich und unter
keinen Umstände später als einen Monat, nachdem er damit
befasst wurde, beantworten. Stützt sich der Antrag auf
Angaben aus dem Eurodac-System, verkürzt sich diese Frist
auf zwei Wochen;

c) erteilt der ersuchte Mitgliedstaat innerhalb der Frist von
einem Monat bzw. der Frist von zwei Wochen gemäß Buch-
stabe b) keine Antwort, so wird davon ausgegangen, dass er
die Wiederaufnahme des Asylbewerbers akzeptiert;

d) ein Mitgliedstaat, der die Wiederaufnahme akzeptiert, muss
den Asylbewerber in seinem Hoheitsgebiet wieder
aufnehmen. Die Überstellung erfolgt gemäß den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften des ersuchenden Mitgliedstaats
nach Abstimmung zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten,
sobald dies materiell möglich ist und spätestens innerhalb
einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des
Antrags auf Wiederaufnahme durch einen anderen Mitglied-
staat oder der Entscheidung über den Rechtsbehelf, wenn
dieser aufschiebende Wirkung hat;
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e) der ersuchende Mitgliedstaat teilt dem Asylbewerber die
Entscheidung des zuständigen Mitgliedstaats über seine
Wiederaufnahme mit. Diese Entscheidung ist zu begründen.
Die Frist für die Durchführung der Überstellung ist anzu-
geben und gegebenenfalls der Ort und der Zeitpunkt zu
nennen, an dem bzw. zu dem sich der Asylbewerber zu
melden hat, wenn er sich auf eigene Initiative in den
zuständigen Mitgliedstaat begibt. Gegen die Entscheidung
kann ein Rechtsbehelf eingelegt werden. Ein gegen diese
Entscheidung eingelegter Rechtsbehelf hat keine aufschie-
bende Wirkung für die Durchführung der Überstellung, es
sei denn, die Gerichte oder zuständigen Stellen entscheiden
im Einzelfall nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts
anders, wenn es nach ihrem innerstaatlichen Recht zulässig
ist.

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem
Asylbewerber ein Laissez-passer nach dem Muster aus, das
gemäß dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2 festgelegt
wird.

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitglied-
staat gegebenenfalls mit, dass der Asylbewerber eingetroffen
ist bzw. dass er sich nicht innerhalb der vorgegebenen
Fristen gemeldet hat.

(2) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs
Monaten durchgeführt, so geht die Zuständigkeit auf den
Mitgliedstaat über, in dem der Asylantrag eingereicht wurde.
Diese Frist kann höchstens auf ein Jahr verlängert werden,
wenn die Überstellung oder die Prüfung des Antrags aufgrund
der Inhaftierung des Asylbewerbers nicht erfolgen konnte, oder
höchstens auf achtzehn Monate, wenn der Asylbewerber
flüchtig ist.

(3) Die Vorschriften über die Beweismittel und Indizien und
deren Auslegung sowie die Modalitäten für das Stellen und
Übermitteln von Gesuchen werden gemäß dem Verfahren nach
Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

(4) Ergänzende Vorschriften für die Durchführung von
Überstellungen können nach dem Verfahren gemäß Artikel 27
Absatz 2 erlassen werden.

KAPITEL VI

VERWALTUNGSKOOPERATION

Artikel 21

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt jedem Mitgliedstaat, der
dies beantragt, personenbezogene Daten über den Asylbe-
werber, die sachdienlich und relevant sind und nicht über das
erforderliche Maß hinausgehen, für

a) die Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung des
Asylantrags zuständig ist;

b) die Prüfung des Asylantrags;

c) die Erfüllung aller Verpflichtungen aus dieser Verordnung.

(2) Die Informationen nach Absatz 1 dürfen nur Folgendes
betreffen:

a) die Personalien des Antragstellers und gegebenenfalls seiner
Familienangehörigen (Name, Vorname — gegebenenfalls
früherer Name — Beiname oder Pseudonyme, derzeitige
und frühere Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum und -ort);

b) den Personalausweis oder den Reisepass (Nummer, Gültig-
keitsdauer, Ausstellungsdatum, ausstellende Behörde,
Ausstellungsort usw.);

c) sonstige zur Identifizierung des Antragstellers erforderliche
Angaben, einschließlich Fingerabdrücken, die gemäß den
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000
gehandhabt werden;

d) die Aufenthaltsorte und die Reisewege;

e) die Aufenthaltstitel oder die durch einen Mitgliedstaat
erteilten Visa;

f) den Ort der Einreichung des Antrags;

g) das Datum der Einreichung eines früheren Asylantrags, das
Datum der Einreichung des jetzigen Antrags, den Stand des
Verfahrens und den Tenor der gegebenenfalls getroffenen
Entscheidung.

(3) Soweit dies zur Prüfung des Asylantrags erforderlich ist,
kann der zuständige Mitgliedstaat außerdem einen anderen
Mitgliedstaat ersuchen, ihm die Gründe, die der Asylbewerber
zur Stützung seines Antrags angeführt hat, und gegebenenfalls
die Gründe für die bezüglich seines Antrags getroffene
Entscheidung mitzuteilen. Der ersuchte Mitgliedstaat kann eine
Beantwortung des Ersuchens ablehnen, wenn die Mitteilung
dieser Informationen wichtige Interessen des Mitgliedstaats oder
den Schutz der Grundrechte und -freiheiten der betroffenen
oder anderer Personen gefährden kann. Zur Erteilung dieser
Auskünfte ist auf jeden Fall die schriftliche Zustimmung des
Asylbewerbers einzuholen.

(4) Jedes Informationsersuchen ist zu begründen und sofern
es darauf abzielt, ein Kriterium zu überprüfen, das die
Zuständigkeit des um Auskunft ersuchten Mitgliedstaats nach
sich ziehen kann, ist anzugeben, auf welches Indiz — auch
einschlägige Informationen aus zuverlässigen Quellen über die
Modalitäten der Einreise von Asylbewerbern in die Hoheitsge-
biete der Mitgliedstaaten — oder auf welchen einschlägigen
und nachprüfbaren Sachverhalt der Erklärungen des Asylbewer-
bers es sich stützt. Es besteht Einverständnis darüber, dass
solche einschlägigen Informationen aus zuverlässigen Quellen
für sich genommen nicht ausreichen, um die Zuständigkeit
eines Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung zu bestimmen,
dass sie aber bei der Bewertung anderer Hinweise zu dem
einzelnen Asylbewerber hilfreich sein können.

(5) Der ersuchte Mitgliedstaat ist gehalten, innerhalb einer
Frist von sechs Wochen zu antworten.

(6) Der Informationsaustausch erfolgt auf Antrag eines
Mitgliedstaats und kann nur zwischen den Behörden statt-
finden, deren Benennung von jedem Mitgliedstaat der Kommis-
sion mitgeteilt wurde, die ihrerseits die anderen Mitgliedstaaten
davon in Kenntnis gesetzt hat.

(7) Die übermittelten Informationen dürfen nur zu den in
Absatz 1 vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Die Infor-
mationen dürfen in jedem Mitgliedstaat je nach Art und
Zuständigkeit der die Information erhaltenden Behörde nur den
Behörden und Gerichten übermittelt werden, die beauftragt
sind,

a) den Mitgliedstaat zu bestimmen, der für die Prüfung des
Asylantrags zuständig ist;

b) den Asylantrag zu prüfen;

c) alle Verpflichtungen aus dieser Verordnung zu erfüllen.
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(8) Der Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt, sorgt für
deren Richtigkeit und Aktualität. Zeigt sich, dass dieser
Mitgliedstaat unrichtige Daten oder Daten übermittelt hat, die
nicht hätten übermittelt werden dürfen, werden die Empfänger-
mitgliedstaaten unverzüglich darüber informiert. Sie sind
gehalten, diese Informationen zu berichtigen oder zu löschen.

(9) Ein Asylbewerber hat das Recht, sich auf Antrag die über
seine Person erfassten Daten mitteilen zu lassen.

Stellt er fest, dass bei der Verarbeitung dieser Informationen
gegen die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung oder
der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (1) verstoßen wurde, insbesondere weil die
Angaben unvollständig oder unrichtig sind, hat er das Recht
auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung.

Die Behörde, die die Berichtigung, Löschung oder Sperrung der
Daten vornimmt, informiert hierüber den Mitgliedstaat, der die
Informationen erteilt bzw. erhalten hat.

(10) In jedem betroffenen Mitgliedstaat werden die Weiter-
gabe und der Erhalt der ausgetauschten Informationen in der
Akte der betroffenen Person und/oder in einem Register
vermerkt.

(11) Die ausgetauschten Daten werden nur so lange aufbe-
wahrt, wie dies zur Erreichung der mit dem Austausch der
Daten verfolgten Ziele notwendig ist.

(12) Soweit die Daten nicht automatisiert oder in einer Datei
gespeichert sind bzw. gespeichert werden sollen, hat jeder
Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die
Einhaltung dieses Artikels durch wirksame Kontrollen zu
gewährleisten.

Artikel 22

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die für die
Durchführung dieser Verordnung zuständigen Behörden mit
und tragen dafür Sorge, dass diese Behörden über die nötigen
Mittel verfügen, um ihre Aufgabe zu erfüllen und insbesondere
die Informationsersuchen sowie die Gesuche auf Aufnahme
bzw. Wiederaufnahme von Asylbewerbern innerhalb der vorge-
gebenen Fristen zu beantworten.

(2) Vorschriften über die Einrichtung gesicherter elektroni-
scher Übermittlungskanäle zwischen den Behörden nach Absatz
1 für die Übermittlung von Gesuchen und zur Gewährleistung,
dass die Absender automatisch einen elektronischen Übermitt-
lungsnachweis erhalten, werden gemäß dem Verfahren nach
Artikel 27 Absatz 2 festgelegt.

Artikel 23

(1) Die Mitgliedstaaten können untereinander bilaterale
Verwaltungsvereinbarungen bezüglich der praktischen Modali-
täten der Durchführung dieser Verordnung treffen, um deren
Anwendung zu erleichtern und die Effizienz zu erhöhen. Diese
Vereinbarungen können Folgendes betreffen:

a) den Austausch von Verbindungsbeamten;

b) die Vereinfachung der Verfahren und die Verkürzung der
Fristen für die Übermittlung und Prüfung von Gesuchen zur
Aufnahme bzw. Wiederaufnahme von Asylbewerbern.

(2) Die Vereinbarungen gemäß Absatz 1 werden der
Kommission mitgeteilt. Die Kommission vergewissert sich, dass
die Vereinbarungen nach Absatz 1 Buchstabe b) den Bestim-
mungen dieser Verordnung nicht zuwiderlaufen.

KAPITEL VII

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 24

(1) Diese Verordnung ersetzt das am 15. Juni 1990 in
Dublin unterzeichnete Übereinkommen über die Bestimmung
des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylantrags
(Dubliner Übereinkommen).

(2) Zur Sicherung der Kontinuität bei der Bestimmung des
für den Asylantrag zuständigen Mitgliedstaats, wenn der
Asylantrag nach dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten Datum
gestellt wurde, werden Sachverhalte, die die Zuständigkeit eines
Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung nach sich ziehen
können, auch berücksichtigt, wenn sie aus der Zeit davor
datieren, mit Ausnahme der in Artikel 10 Absatz 2 genannten
Sachverhalte.

(3) Wird in der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 auf das
Dubliner Übereinkommen verwiesen, ist dieser Verweis als
Bezugnahme auf die vorliegende Verordnung zu verstehen.

Artikel 25

(1) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen werden
wie folgt berechnet:

a) Ist für den Anfang einer nach Tagen, Wochen oder Monaten
bemessenen Frist der Zeitpunkt maßgebend, zu dem ein
Ereignis eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so
wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag, auf den das
Ereignis oder die Handlung fällt, nicht mitgerechnet.

b) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist endet mit
Ablauf des Tages, der in der letzten Woche oder im letzten
Monat dieselbe Bezeichnung oder dieselbe Zahl wie der Tag
trägt, an dem das Ereignis eingetreten oder die Handlung
vorgenommen worden ist, von denen an die Frist zu
berechnen ist. Fehlt bei einer nach Monaten bemessenen
Frist im letzten Monat der für ihren Ablauf maßgebende
Tag, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses
Monats.

c) Eine Frist umfasst die Samstage, die Sonntage und alle
gesetzlichen Feiertage in jedem der betroffenen Mitglied-
staaten.

(2) Gesuche und Antworten werden unter Verwendung von
Verfahren übermittelt, bei denen der Nachweis des Empfangs
gewährleistet ist.
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Artikel 26

Für die Französische Republik gilt diese Verordnung nur für ihr
europäisches Hoheitsgebiet.

Artikel 27

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 28

Spätestens drei Jahre nach dem in Artikel 29 Absatz 1
genannten Datum erstattet die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat Bericht über die Durchführung der
Verordnung und schlägt gegebenenfalls die erforderlichen

Änderungen vor. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis-
sion spätestens sechs Monate vor diesem Datum alle für die
Erstellung dieses Berichts sachdienlichen Informationen.

Nach Vorlage dieses Berichts legt die Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat den Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Verordnung gleichzeitig mit den in Artikel 24
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 vorgesehenen
Berichten über die Anwendung des Eurodac-Systems vor.

Artikel 29

Diese Verordnung tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die Verordnung ist auf Asylanträge anwendbar, die ab dem
ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten
gestellt werden und gilt — ungeachtet des Zeitpunkts der Stel-
lung des Antrags — ab diesem Zeitpunkt für alle Gesuche um
Aufnahme oder Wiederaufnahme von Asylbewerbern. Für
einen Asylantrag, der vor diesem Datum eingereicht wird,
erfolgt die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats nach
den Kriterien des Dubliner Übereinkommens.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
N. CHRISTODOULAKIS
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